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Poincaré unter engliſch- amerikaniſchen Druck.

Paris, 20. Februar. Unter dem Druck der Frankbaiſſe
und der engliſch- amerikaniſchen Sachverſtändigenarbeit voll
zieht ſich eine langſame Klärung der politächen Al
moſphäre in dem Sinne, daß man mit einem gewiſſen

Nachgeben Frankreichs

in der Reparations- und Ruhrpolitik beſtimmt rechnet. Poin-
eare werde, ſo ſpricht man in gut unterrichteten Kreiſen
gegen hinreichende Garantien für die franzö-
ſiſche Sicherheit ſich zu Zugeſtänd niſſen für die Her-
beiführung einer Verſtändigung verſtehen.

Paris, 20. Februar. Nachdem die Beſprechungen des
erſten Sachverſtändigenausſchuſſes mit dem Reichsbankpräſi-
denten Dr. Schacht zu einem vorläufigen Abſchluß gelangt
waren, hat Poincare geſtern mit Dawes und Young eine
längere Unterredung gehabt und ſodann mit den franzöſi
ſchen Sachverſtändigen im Beiſein Barthous und mehrerer
Miniſter eine eingehende Beratung abgehalten. Nach über-
einſtimmenden Meldungen der hieſigen Preſſe hat es ſich
bei dieſer Beſprechung am Quai d'Orſay augenſcheinlich
darum gehandelt, die franzöſiſchen Mitglieder von den Ent-
ſchlüſſen ihrer Regierung zu verſtändigen.

Von engliſcher und amerikaniſcher Seite wird auf Poin-
eare ein ſtarker Druck ausgeübt, daß er einer wirtſchaftlichen
Räumung des Ruhrgebietes durch Frankreich und Belgien
zuſtimme und ſich auf die militäriſche Beſetzung zurück
ziehe. Die hier erſcheinenden Ausgaben amerikaniſcher
Blätter wollen wiſſen, daß der Schlußbericht der Sachver
ſtändigen bereits abgeſchloſſen vorliege und die Wiederher
ſtellung der wirtſchaftlichen Verfügungsfreiheit Deutſchlands
über das Ruhrgebiet ſowie eine rein geſchäftsmäßige Löſung
ves Reparaktionsproblems vorſchlage.

„Chicago Tribune“ behauptet ſogar, daßPoincurös grunchühliche zuſmmung r

zu dieſen Forderungen bereits vorliege. Ob Poineare ſich
angeſichts der über Frankreich hereingebrochenen ſchweren
Währungskriſe in der Tat zu einem ſolchen Rückzug ent-
ſchloſſen hat, bleibt abzuwarten. Wirft man jedoch einen
Blick auf die heutigen Morgenblätter, ſo erſcheint es durch
aus nicht ausgeſchloſſen, daß der bisher ſo un
erbittlich ſtarrſinnige Miniſterpräſident ſich endlich zu dieſer
längſt notwendigen Entſcheidung durchgerungen hat.

Tardien, Poineares unverſöhnlichſter Gegner, ſpricht heute
früh im „Echo National“ bereits von der bevorſtehenden
Kapitulation Poincares in der Ruhrfrage.

Nur um das Geſicht zu wahren, würde auf Antrag der
franzöſiſchen Sachverſtändigen der Bericht des Dawes-Ko-
mitees die Aufrechterhaltung der franzöſiſch-belgiſchen Mili-
tärkontrolle im Ruhrgebiet empfehlen. Das ändere aber

für Poſt und Stadt egiben Ortsbezug halbmtl.
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Bankerott der Ruhrpolitik Poincares.
Mit beſonderer Bosheit wirft Tardieu dann ſeinem Gegner
vor, daß er nicht mehr derſelbe ſei wie früher, ſeitdem Mac-
donald engliſcher Premierminiſter geworden. Jetzt ſei
Poincare bereit, alle Pillen zu ſchlucken. Die
Pfalzpille ſei bereits verdaut, andere Pillen würden fol-
gen. Die ſtändig wiederkehrende Formel der Poincareſchen
Kirchhofsreden: Räumung der Ruhr nur gegen Zahlung ſei
bedeutend abgeändert worden, denn man wolle ſich jetzt

mit bloßen Zahlungsverpflichtungen zufrieden geben.

Poincurö droht im senat mit ſeinem Kücktritt,
Paris, 21. Februar. Poincare hat geſtern im Senat

anläßlich der Debatte über die Wahlreform das Wort zu
einer längeren Rede ergriffen, in der er ſich gegen die
Wiedereinführung des Bezirkswahlrechtes wandte. Der Mi-
niſterpräſident meinte, daß das gegenwärtige Wahlſyſtem
bis zu einem gewiſſen Grade die Rechte der Minoritäten
wahrnehme. Poincare gab der Hoffnung Ausdruck, daß der
Senat auf den verſöhnlichen Geiſt der Kammer und der
Anhänger des Verhältniswahlrechtes zu antworten verſtehen
werde. Sollte der Senat aber den Anregungen ſeiner Kom-
miſſion Folge leiſten und die Wiedereinführung des Be-
zirkswahlrechtes beſchließen, ſo würde Poineare ine De
miſſion geben.

Der Frunkſturz
Paris, 21. Februar. Bei Börſenſchluß ſtand das

auf 103,70, der Dollar auf 24.08 Frank.
Unterſuchung gegen Pariſer Großbanken.

Paris. 20. Februar. Infolge einer an den Unter-
ſuchungsrichter gelangten Anzeige betreffend die Ausfuhrvon Kapitalien iſt eine ünterinung gegen Unbekannt ein-
geleitet. Jn der Anzeige werden zahlreiche Banken und
Kreditinſtitute genannt.

Wie England ſich den militäriſchen Kontrollabbau denßt.

London, 20. Februar. „Daily Telegraph“ meldet: Jn
engliſchen „Re gierungskreiſen habe man die Abſicht, den
Abbau der Militärkontrollkommiſſion in Deutſchland in zwei
Etappen vorzunehmen. Zuerſt müſſe die jetzt noch vor-
handene große Militärkontrollkommiſſin mit ihrem koſt-
ſpieligen Apparat durch eine kleine techniſche Kommiſſion

erſetzt werden, die die Aufgabe habe, die Vollendung der
Abrüſtung Deutſchlands inbezug auf die beſonderen Waffen-
gattungen der Artillerie, Luftflotte und Giftgasfabriken feſt-
zuſtellen. Habe dieſe kleine techniſche Kommiſſion, deren
Koſten von den Alliierten bezahlt werden müßten, ihre
Aufgabe erfüllt, ſo ſei es möglich, gleichzeitig mit Deutſch-
lands Eintritt in den Völkerbund die Kontrolle über die
deutſche Abrüſtung und über die Entmilitariſierung des
Rheinlandes den Jnſpektoren des Völkerbundes zu übertragen.

Rfund

Sofortige Durchführung der Goldnotenbank.
Paris, 21. Februar. Reichsbankpräſident Dr. Schacht tritt

Mittwoch abend ſeine Rückreiſe nach Berlin an. Dr.Schacht hat geſtern nicht mehr mit den Sachverſtändigen
verhandelt Von unterrichteter Seit wird beſtätigt, daß
die ſofortige Schaffung der von Dr. Schacht vorgeſchlagenen
Goldnotenbank nach dem Verlauf der Pariſer Verhandlungen
des Reichsbankpräſidenten geſichert ſei.

Die Sachverſtändigen an der Arbeit.
Paris, 20. Februar. Jm Hotel Aſtoria hielten die Sach-

verſtändigen der beiden Ausſchüſſe heute eine Reihe wich-
tiger aufeinanderfolgender Sitzungen ab. Das Komitee Da-
wes iſt am Vormittag um 10354 Uhr zu einer einſtündigen
Beſprechung zuſammengetreten, in der die allgemeine Situa-
tion geprüft und ein Rückblick auf die bereits erzielten Re-
ſultate gegeben wurde. Das Komitee hat zu den Schluß-
folgerungen ſeines Unterausſchuſſes betreſfend die Frage
des deutſchen Budgets noch keine Stellung genommen. Der
Ausſchuß Mae Kenna hat ſich in einer dreiſtündigen
Sitzung von neuem mit der Frage der deutſchen Auslands-
guthaben beſchäftigt. Der allgemeine Eindruck geht dahin,
daß die Sachverſtändigen, zumal auf Drängen der fran
zöſiſchen Delegierten, ihre Arbeit zu einem raſchen Ergebnis
bringen wollen. Die Angabe eines amerikaniſchen Blattes,
wonach der Schlußbericht des Komitees Dawes vor dem
5. März der Reparationskommiſſion unterbreitet werden
könne, dürfte zutreffen.

Fortdauer der franzöſiſchen Kucheaktion
gegen die Pfülzer.

Pirmaſens, 21. Februar. Die Repreſſalien der fran
zöſiſchen Beſatzungsmacht gegen diejenigen Pfälzer, die von
ihr beſchuldigt werden, an der Vertreibung der Separatiſten
beteiligt geweſen zu ſein, dauern immer noch fort. Der
franzöſiſche Platzkommandant von Pirmaſens Pinea u er-
ließ eine Bekanntmachung, in der in Ausführung eines Be-
fehls des Kommandierenden Generals der 41. Infanterie
Diviſion zur Kenntnis gebracht wird, daß zur Verhinderung
irgend welcher Vergeltungsmaßnahmen eine Liſte von 100

Dieſe Geiſeln ſollen, wenn Attentate vorkommen, ſofort
durch die Franzoſen eingeſperrt werden und müſſen alle
aus dem Verhalten der Bevölkerung ſich ergebenden Folgen
tragen.

Die Ausweiſungsgeißel.
Duisburg, 21. Februar. Von der Regieverwaltung ſind

über 40 Eiſenbahnbeamte angefordert worden, deren Aus-
weiſung infolgedeſſen aufgehoben worden iſt. Andererſeits
wurde über elf weitere Duisburger Perſonen die Ausweiſung
verfügt. Die Perſonen, die wegen verbotenen Waffentra-
gens am 31. Januar zu einem Monat Gefängnis verur-
teilt worden waren, wurden ausgewieſen.

Die Verkehrsſperre in Pirmaſens.
Pirmaſens, 21. Februar Nach einer Mitteilung der Rhein-

landkommiſſion werden über den Bezirk Pirmaſens folgende
Maßnahmen verhängt: Verbot des Verkehrs bei Tag und
Nacht von Perſonen und Kraftwagen, Motor- und Fahr-
rädern, Verbot des Verkehrs von 7 Uhr abends bis 6 Uhr
früh, bis auf weiteres Verbot des Glockenläutens in der
Stadt Pirmaſens.

Die Schikanierung der Beamten im beſetzten Gebiet.
Düſſeldorf, 21. Februar. Jn einer Anordnung der Be-

ſatzungsbehörde wird mitgeteilt, daß die Aufhebung der Aus-
weiſung von Beamten nicht auch die Aufhebung der Amts-
entſetzung bedeute. Wenn ein beſtimmter Beamter ein neues
Amt oder Neueinſtellung im beſetzten Gebiet erſtrebt, ſo
muß, falls die Beſatzungsbehörde nicht ſofort die Erlaubnis
erteilt, der Beamte neu ernannt werden und ſeine Ernennung
dem Kommandierenden General zur Prüfung vorgelegt wer
den. Er dürfe ſein Amt nicht antreten, bevor nicht die
endgültige Erklärung des Generals vorliegt, daß kein Wider-
ſpruch erhoben werde.

Erpreßie Ausſagen.
Berlin, 21. Februar. Von zuſtändiger Stelle wird mitge-

teilt: Bei Erörterung der Pfalzvorgänge ſpielten in der
franzöſiſchen Preſſe die angeblichen deutſchen Geheimorga-

Für den achtgeſpaltenen Millimeterraum 8 Goldpfennige im Reklameteil
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164. Jahrgang

Der frankſturz.
Der Frank ſetzt ſeine Sprünge unaufhaltfam fort. Als

Poincare vor zwei Jahren die Leitung der franzöſiſchen
Prlitik übernahm, koſtete das Pfund Sterling fünfzig Frank.
Heute müſſen mehr als 100 Frank bezahlt werden, wobei
wahrſcheinlich iſt, daß auch das in einigen Tagen nicht mehr
reicht. Die franzöſiſche Kammer tobt, die franzöſiſche Preſſe
kreiſcht und ſchimpft. Poincare läßt erklären, der Frank
ſturz ſei eines der üblichen deutſchen Manöver! Als
Beweis dafür wird ein Rundſchreiben einer Newyorker
Bank veröffentlicht, das angeblich in Maſſen nach Deutſch
land geſandt worden ſein ſoll. Das Rundſchreiben empfiehlt
den Deutſchen, Frauk zu verkaufen, um ſich ſpäter einzu
decken, wenn der Frank weiter geſunken ſpi. Abgeſehen da
von, daß Deutſchland nicht reich genug iſt, um ausländiſche
Börſenmanöver in großem Stil zu machen, ſpricht vieles
dafür, daß es ſich bei dem Rundſchreiben um beſtellte
Arbeit handelt. Dagegen hat die franzöſiſche Regierung
wiederholt an ausländiſchen Börſen ſcharfe Angriffe auf
den Markkurs veriucht. So noch vor einkaen Tagen, wo ſie
ſtarke Markverkäufe nach Amſterdam legte, was vorübergehend
eine Senkung des Markkurſes zur Folge hatte. Der Frank
ſturz iſt in der Hauptſache das Werk Poincares. Seine
Politik hat das Wort Clemenceaus wahr gemacht, daß der
Friede nur die Fortſetzung des Krieges mit anderen Mitteln
ſein ſolle. Frankreich führt noch immer Krieg gegen Deutſch
land, da das eigentliche Kriegsziel noch nicht erreicht iſt: die
Rheingrenze. Es hält 800 000 Mann unter Waffen, von
denen ein Viertel am Rhein und an der Ruhr ſtehen. Frank-
reich hat ſeinen Verbündeten im öſtlichen Europa über 100
Milliarden Goldfrank zugeſchanzt, damit ſie ihre Rüſtungen
vervollſtändigen. Das muß ſelbſt die Finanzen eines Landes
zugrunde richten, das über noch größere Hilfsquellen ver
fügt, als der franzöſiſche Raubſtaat. Frankreich finanziert
ſeinen Krieg, indem es ununterbrochen innere Anleihen
aufnimmt. Dies Syſtem machte es möglich, die Notenpreſſe
ſtill zu legen, das heißt, den Banknotenumlauf nicht über
eine beſtimmte Grenze hinauswachſen zu laſſen. Tatſächlich
hat Frankreich in dieſen Jahren auch eine heilloſe Papier
geld wirtſchaft betrieben, ohne durch Gewaltmaßnahmen und
Sachlieferungen dazu gezwungen zu ſein. Um Geld zu
bekommen, pumpte die Regierung unabläſſig hochverzins-
liche Schatzſcheine in den Verkehr. Die franzöſiſchen Bauern
und Bürger, für die der Sparſtrumpf noch immer der Haus-
altar iſt, haben die Schatzſcheine der Regierung unentwegt
gekauft. Je mehr davon in Umlauf kamen, deſto geringer
wurde ihr Anſehen. Das mußte ſich notwendig auch im
Frankkurs ausdrücken, da erfahrungsgemäß ein Land, das
nach Jnnen und Außen ſtark verſchuldet iſt, ſeine Währung
nicht halten kann. Dazu kommt, daß die imperialiſtiſche
Politik Frankreichs bei den Verbündeten und bei den Neu-
tralen als ſtändige Kriegsdrohung empfunden wird Als
Poincare im Mai 1922 den Morgan-Ausſchuß, der Frankreich
ſofort Geld auf Wiederherſtellungskonto verſchaffen wollze,
nach Hauſe ſchickte, fügte er dem Frankkurs den ſchwerſten
Schlag zu, den er bis dahin erlitten hatte. Der Ruhrein-
bruch hat weder den Kredit Frankreichs noch den des Frank
erhöht. Wenn auch die franzöſiſchen Miniſter in der Kammer
ſchrindeln, daß ſich der Ruhreinbruch bezahlt mache, in Wirk-
lichkeit iſt es doch ſo, daß Frankreich mehr Energie dabei ver
vafft, als es wieder hereinbringen kann. Das Verhältnis
müßte noch ungünſtiger für Frankreich werden, ſobald
Deutſchland ſich weigert, die Beſatzungskoſten weiter zu
zuhlen. Frankreich hat das Umlaufsgebiet des Frank unter
Vertrags- und Rechtsbruch erweitert, wobei es hofgte, außer
politiſchen Gewinnen auch finanzielle und wirtſchaftliche
Vorteile anzureihen. Der Frank wird weiter ſtürzen, woran
auch das Ermächtigungsgeſetz nichts ändern kann, das Poin-
eare von der Kammer erpreßt hat. Jn London hat der
Frankſturz deutlich Befriedigung erregt, da die Zerrüttung
der franzöſiſchen Währung den Wettbewerb in abſehbarer
Zunkunft ausſchalten muß, den die franzöſiſche Schwer-
induſtrie der engliſchen Jnduſtrie auf allen Märkten macht.
Zunächſt freilich wird das Gegenteil ſpürbar werden, um
ſpäter einem um ſo viel ſchwereren Rückſchlag Platz zu
machen.
h

daß es ſich um erpreßte Ausſagen eines verhafteten Bank-
beamten handelt. Dieſer hat unter ſchwerſtem franzöſiſchen
Druck Angaben über angebliche Geheimorganiſationen gemacht,
die er ſpäter in der Hauptverhandlung als erpreßt wider
rufen hat. Trotzdem werden dieſe Ausſagen noch zu einer
neuen Hetze benutzt. Die „Havas“Agentur, daß das
neu eingeſetzte Regierungskomitee in der Pfalz ſich geweigert
habe, mit der verfaſſungsmäßigen deutſchen Pfalzregierung
in nähere Beziehungen zu treten, hat ſich als ein glatter
Schwindel erwieſen. Vom Regierungspräſidenten Stehle
und Oberregierungsrat Jacob iſt eine ſolche Erklärung
weder verlangt nöch abgegeben worden.

Das ſMWirtſchaftsußkommen mit Frankreich

in der belgiſchen Kammer.
Brüſſel, 21. Februar. Die Kammer hat geſtern nachmit-

tag die Ausſprache über das Wirtſchaftsabkommen mit
Frankreich fortgeſetzt. Die Regierung ſtellte die Vertrauens
frage. Vorgeſtern hatte es den Anſchein, daß ſie in die

Geiſeln aus allen Bevölkerungsſchichten aufgeſtellt wurde. nifationen eine gewiſſe Rolle. Hierbei iſt feſtgeſtellt worden, Minderheit verſetzt werden würde. ie Situation ſcheint



ich geſtern zurenlermniſter

Debatte, daß er dier mit ſämtliche et
„dem Problem der Lebensmittelverteuerung, der Geld

kriſis und der Reparationspolitik verknüpfe.

Auch cie Arbeiterregierung rüſtet in der Guft,

ihren Gunſten verändert zu haben. Der
heunis erklärte nämlich im Verlau

rage des ben n Wnden Problemen, d

London, 20. Februar. Im Unterhauſe hat der Staats
ſekretär für Luftflottenminiſterium, Leach, erklärt, daß der
Ansbau der Luftflotte fortgeſetzt werde und zwar in der
Weiſe, wie ihn die letzte Regierung vorgeſchlagen habe.

Wo Die engliſchen Staatseinnahmen.
ndon, 20. Februar. Der Schatzkanzler hat geſtern eineMitteilung veröffentlicht, nach der der engl h Saat in

der Zeit vom 1. April 1923 bis zum 16. Februar 1924
eine Geſamteinnahme von 688 Millionen Pan Sterling
und eine Geſamtausgabe von 679gehabt hat. ef Millionen Pfund Sterling

Die Lage im engliſchen Hafenarbeiterſtreik.
London, 20. Februar. Der Sonderausſchuß der Gewerk

ſchaftszentrale, der bereits beim letzten Eiſenbahnerſtreik mit
Erfolg vermittelnd eingegriffen hat, trat S zuſammen

und beſchloß, ähnliche Vermittlungsverſu im gegenwär-
tigen Hafenarbeiterſtreik vorzunehmen. Die Unterkommiſ-
ſion des Kabinetts, die ſich mit der Frage der Lebensmittel
befaßt, begann ebenfalls ihre Arbeiten. Die großen Süd-
ſteeeee haben die Arbeitgeber wiſſen laſſen, daß
ie bereit ſind, den Hafenarbeitern die mehrgeforderten zwei

Schilling zu zahlen, wenn ihre in den Häfen lagernden
Schiffsladungen gelöſcht werden.

Bundeskanzler Seipel und der Bankbeamtenſtreik.

Wien, 20. Februar. Bundeskanzler Seipel hat für heute
eine gemeinſame Beſprechung der ſtreikenden Bankbeamten
und der Bankdirektoren angeordnet.
in dieſer gemeinſamen Beſprechung gelingen wird, einen
23 zu finden, der zu einer Beilegung des Streiks führen
ann.

Erhöhung der Beamtengehälter.
Zum 1. April.

Wie verlautet, hat das Reichsfinanzminiſterinm für den1. April d. J. eine nicht unerhebli r Be
amtengehälter in Ausſicht geſtellt. iel die Erhöhnn
im einzelnen betragen ſoll, noch nicht feſt und häng
von der Geſtaltung der Reichseinnahmen in den nächſten
Wochen ab.
Daß die jetzigen Gehaltsſätze auf die Dauer unerträglich

ſind, iſt ſowohl von der Regierung wie von den Reichstagspar
teien wiederholt m Ausdruck gebracht worden. Sie ließen
ſich nur für eine Nebergangszeit rechtfertigen, während
der die Verkleinernng des Verwaltungsapparates durchge-
führt werden ſollte. Nachdem der Beamtenabbau planmäßig
vollzogen worden iſt, iſt es dringend erforderlich, daß vie in
ihren Stellungen belaſſenen Beamten auch auskömmlich be
ſoldet werden. Es iſt anzunehmen, daß der beabſichtig
h der Gehälter von keiner Seite widerſprochen

erden
Berlin, 21. Februar. Zu den Nachrichten über eine für

den 1. ril zu erwartende beträchtliche Erhöhung der
Beamtengehälter wird folgendes gemeldet: Der Reichskanz-
ler hat bei den Beſprechungen am Dienstag mit den Vertre-
tern der Spitzenorganiſationen der Beamten bereits zugeſagt,
daß eine Erhöhung der Beamtengehälter ſobald irgend an-
gängig im Rahmen des finanziell Möglichen erfolgen ſoll.

Die Reichsregierung rechnet
mit vorzeitigen Neuwaßhlen.

Berlin, 21. Februar. Der Reichsminiſter des Jnnern hat
wie mehrere Blätter wiſſen die Landesregierun-

gen durch Rundſchreiben aufgefordert, die Gemeinden an-
zuweiſen, mit der Vorbereitung der Wahlliſten für die
Reichstagswahlen ſofort zu beginnen und die Arbeiten ſo zu
oeſchleunigen, daß die Liſten am 23. März auslegungs-
ſertig ſind, da immerhin mit der Möglichkeit zu rechnen
iſt, daß die Neuwahlen noch vor Ablauf der Legislatur-
periode ſtattfinden.

Verlin, 20. Februar. Die Deutſchnationale Partei hat
heute morgen eine Fraktionsſitzung abgehalten, die bis kurz
vor Beginn des Plenums dauerte. Beſchlüſſe wurden in die-
ſer Fraktionsſitzung nicht gefaßt; doch herrſchte Einſtimmig-
kei darüber, daß die geſtellten Anträge und weiter noch in
Vorbereitung befindliche Anträge der Partei aufrechterhal-
ten werden, da die Partei die angedrohte Auflöſung des
Reichstages nicht fürchtet, ſondern nach wie vor dafür ein
tritt, daß die Neuwahlen ſo früh wie möglich gelegt werden.
Jn deutſchnationalen Kreiſen glaubt man, daß der Termin
am, beſten Ende März oder Anfang April ſein würde,
da bis zu dieſer Zeit der Bericht der Sachverſtändigew
vorliegt und die weitere politiſche Behandlung der geſamten
Fragen am beſten der neuen Regierung zu überlaſſen wäre.

Oeutſchnationgler Mißtrauensantrag
gegen cie ſächſiſche Regierung.

Dresden, 20. Februar. Seitens der Deutſchnationalen
iſt im Landtage der Antrag eingegangen: Der Landtag wolle
beſchließen: Die Regierung beſitzt nicht das Vertrauen des
Landtages. Begründet wird dieſer Antrag mit der Stellung-
nahme der Regierung zu der beabſichtigten Aufhebung des
Ansnahmezuſtandes. Die Deutſchnationalen beabſichtigen in
der morgigen Landtagsſitzung ſowohl Beſprechung wie Be
ung über dieſen Antrag herbeizuführen, was ge-
chäftsordnungsmäßig aber nicht möglich ſein dürfte.

schudenerſdhanſprüche deutſcher Reeder
an Amerika.

Hamburg, 21. Februar. Der Rechtsbeiſtand der deutſchen
Schiffahrtsgeſellſchaften begründete vor dem Bundesgericht
der Vereinigten Staaten die Anſprüche der Reedereien auf
Entſchädigung für die Beſchlagnahme deutſcher Paſſagier-
dampfer, da dieſe als Privateigentum gegen eine Beſchlag-
nahme auf Grund der Kriegsgeſetze geſichert ſeien. Es
handelt ſich beim Norddeutſchen Lloyd und bei der Hapag
um eine Summe von etwa 500 Millionen Dollar.
Aufdecknng komiuniſtlſcher Umtriche in Bautzen.

Bautzen, 20. Februar. Polizeiliche Hausſuchungen wurden
bei mehreren kommuniſtiſchen Stadtverorditeten vorgenom
men. Sie förderten derart belaſtendes Material an den
den Tag, daß gegen zwei der Haftbefehl erlaſſen worden iſt.
Der eine, der Metallarbeiter Hoop, hat ſich der Verhaftung
durch die Flucht entzogen, der andere, der Metalldreher Wen
szel, konnte ſiſtiert werden. Aufklärung über die kommu
niſtiſchen Umtriebe gab in der letzten Stadtverordnetenſitzung
der Polizeidezernent Stadtrat Dr. Förſter. Er kennzeichnete
vie Wühlarbeit der ieltgen kommunitkiſchen Ortsgruppe und
war insbeſondere in der Lage, Einzelheiten über kom-
muniſtiſche Saeſuße mitzuteilen, die am 13. Februar
in Bautzen dur jeführt werden ſollten. Darnach war be-
abſichtigt, durch einen großen Demonſtrationszug das Ein
greifen der Polizei Herauszufordern. Dem Zug ſollte eine

Scharf ſchützenabteilung von 40 Mann
voranmarſchieren, die den Kampf aufnehmen ſollte, auch.
ſollten mit ungelöſchtem Kalk gefüllte Flaſchen mitgeführt
werden, die im gegebenen Augenblick mit Waſſer gefülltund in die Reihen der Gegner geſchleudert werden Silwen,

denenWenn die Demonſtration in Bautzen dennoch im be
Rahmen blieb, und die Demonſtranten mit Gummiknüppeln
auseinandergetrieben werden konnten, ſo lag das daran, daß
vie Polizei von den ſauberen Plänen eben vechtzeitig Kennt

nis erhalten hatte, und durch Waffenbeſchlagnahmungen, Ver
haftungen uſw. die Pläne durchkreuzen konnte.

Den Kommuniſten waren dieſe Enthüllungen, die ſich
allenthalben auf authentiſches Material ſtützten, ſehr unan
enehm. Sie verſuchten, ihre Nervoſität hinter Lärmen und
oben zu verſtecken, wobei ihnen die allezeit hilfsbereite

Tribüne ihre Unterſtützung lieh. Das veranlaßte Stadtrat.
Dr. Förſter dann noch näheres über die Verhaftung des
kommuniſtiſchen Stadtverordneten Wenzel mitzuteilen.
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Wie man angeſichts derartiger Umtriebe der Kommuniſten
den Zeitpunkt für gekommen erachten kann, den Aus
nahme zuſtand in Sachſen aufzuheb enn, iſt eigent
lich nicht recht erſicht lich. Nicht nur die gleichzeitigenDemonſtrationen am 13. Februar in ganz San ſondern
auch die ſyſtematiſch inſzenierten Lärmſzenen in den Ge-
meindeparlamenten ſprechen dafür, daß die Kommuniſten
ihr Spiel noch nicht verloren gegeben haben, und näch wie
vor planmäßig ihre Aktionen verbereiten.

Preußiſcher bunckug.

Berlin, 20. Februar. Der Preußiſche Landtag erledigte
in ſeiner geſtrigen Sitzung zunächſt eine ganze Reihe kleinerer
Vorlagen ohne Debatte. Angenommen wurde u. a. der
Geſetzentwurf, wonach die Anſiedlungskommiſſion für Weſt
preußen und Poſen mit dem 1. April 1924 aufgelöſt,
werden ſoll.

Jn einem gleichfalls angenommenen Ausſchußantrag wird
das Staatsminiſterium erſucht, die Muſikpflege in Schule
und Volk tatkräftig zu fördern und auf das Reich dahin ein-
wirken, daß Tonkünſtler von der Umſatzſteuer befreit werden

Nach kurzer Ausſprache wurde ein Zentrumsantrag ans
genommen, der die Reichsbankſtellen zur Annahme von
Notgeld verpflichten will.

Zu einer längeren Ausſprache führte ein Antrag des
Rechtsausſchuſſes, der die Begnadigung zweier Ein-
wohner des Kreiſes Kehdingen befürwortet, die im Sommer
1920 wegen Brandſtiftung vom Schwurgericht zu 12 und 15
Jahren Zuchthaus verurteilt worden ſind.

Ein Regierungsvertreter erklärte dazu, das Miniſterium
denke nicht daran, die ganze Strafe verbüßen zu laſſen,
aber der jetzige Zütpunkt ſei für einen Gnadenbeweis
noch verfrüht.

Von den Abgg. Dr. Roſe (D. Vp,), Meye x Bülkau
(D.-Hannov.) wurde die Zurückweiſung der Eingabe be
antragt, während die Abgg. Frau Wolfſtein (Komm.) und
Gehrmann-Harburg (Soz.) die Begnadigung mit der Ba-
gründung verlangten, daß es ſich um ein Fehlurteil des
Schwurgerichts handle.

Der Antrag der Deutſchen Volkspartei auf Zurückweiſung
der Eingabe wurde angenommen.

Um 6 Uhr vertagte ſich das Haus auf Mittwoch, 12 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſieht neben kleinen Vorlagen die
Beamtenabbauverordnung.

Beuhſcher Reichstag.

Berlin, 20. Februar. Am Regierungstiſche: Außenminiſter
Dr. Streſemann, Jnnenminiſter Dr. Jarres, Juſtiz-
miniſter Emminger.

Präſident Löbe eröffnet um 3,20 Uhr die Sitzung und
ſtellt feſt, daß der Reichstag nunmehr, nachdem das Er
mächtigungsgeſetz am 15. Febr. abgelaufen iſt ſeine Arbeiten
in vollem verfaſſungsmäßigen Umfange wieder aufnimmtl

Vor Eintritt in die Tagesordnung fordert Abg. Bartz
(Komm) ſofort Rechenſchaft von der Regierung, die ſich
durch hre Verordnungen die gröbſten Geſetzesverletzungen
habe zuſchuldenkommen laſſen. Er verlangt ſofortige Auf-
hebung des Ausnahmezuſtandes und Beſeitigung der Not-
verordnungen. Dieſer Antrag müſſe ſofort auf die Tages-
ordnung geſetzt werden. Die Anträge Bartz können aber
nicht auf die Tagesordnung geſetzt werden, da Widerſpruch
erhoben wird.

Auf der Tagesordnung Teht zunächſt ein
Vertrag mit Oeſterreich über Rechtsſchutz und Rechtshilfe,/

Außenminiſter Dr. Streſe mann bringt die Vorlage
ein. Er weiſt darauf hin, daß eine Regelung der Rechtshilfe
zwiſchen beiden Staaten von verſchiedenen Seiten ſeit vielen
Jahren verlangt worden iſt. Was zunächſt die gegenſeitige
Anerkennung gerichtlicher Entſcheidungen angehe, ſo ſolle
namentlich über die Frage der Vollſtreckung künftig nur in
einem einfachen Verfahren entſchieden werden. Jm gleichen
Sinne ſei das Beglaubigungsverfahren geregelt. Hinſichtlich
der Einzelheiten verweiſt der Miniſter auf die Verträge
ſelbſt und die beigefügte Denkſchrift. Er fährt dann fort:
Jch will aber nicht die Gelegenheit vorübergehen laſſen,
ohne dem ſtammverwandten deutſchöſterreichiſchen Volk auf-
richtigen Dank zu ſagen für die warmherzige Teilnahme und
tatkräftige Unterſtützung, die uns in unſerer ſchweren Not
gerade von Deutſchöſterreich zuteil geworden iſt. (Lebhafter
Beiſall.) Wir hoffen, daß die freundſchaftlichen Beziehungen
aufrecht erhalten bleiben, die ja ihren Ausdruck finden in
dieſen Verträgen, und die, wie ich hoffe, ſich auswirken
werden auch in den demnächſt beginnenden Verhandlungen
über den deutſchöſterreichiſchen re e rraß, die Etappe
auf dem Wege einer immer beſſeren Verbindung zwiſchen
unſeren beiden Völkern. (Erneuter Beifall.)

Aba. Dr. Rießer (D. Vpv!) ſchließt ſich namens ſeiner
Fraktion den Worten des Miniſters durchaus an.

Der Geſetzentwurf wird gleich in drei Leſungen ein-
ſtimmig angenommen, ebenſo der Geſetzentwurf über Danziger
und memelländiſche Rechtsangelegenheiten. Der Geſetz
entwurf über Aenderung der Kraftfahrzeuglinienverordnung,
wonach auch für die Kraftfahrzeuglinien der Reichspoſts
verwaltung die Genehmigung der Länder einzuholen iſt
wird dem Verkehrsausſchuß überwieſen.

Man hofft, daß es

Die Pfalzinterpellatio nen.
Auf der

über die ratiſtenbewegung in der Pfalz und der deutſ
nationale Antrag betreffend die Aburteilung der des
verrats im beſetzten Gebiet beſchuldigten Perſonen.

Abg. Hofmann-Ludwigshafen (Ztr.) ündet die Jn
terpelkation und macht auf die troſtloſen Zuſtände in der
Pfalz aufmerkſam. Sogar die Jmmunität der Abgeordneten
im beſetzten Gebiete erklärten die Franzoſen für null
und nichtig.
Die Pfalzfrage ſei eine Rheinlandfrage, die Rheinlandfrage

aber die Lebensfrage des Deutſchen Reiches.
Der Redner ſchildert die vielfachen Verſuche der Fran-

zoſen im Laufe der Jahrhunderte, die Grenze Frankreichs
bis zum Rhein auszudehnen. Auch heüte hielten die Fran
5 die Angriffe auf deutſches Gebiet und deutſches Wirt
chaftsleben für viel wichtiger als Reparationsfragen. Ohne

Kahr ſei ein Fall Hoffmann-Kaiſerslautern nicht denkbar,
und ohne dieſen hätte es keine Separatiſtenbewegung gegeben
Vor dem Oktober 1923 habe es in der Pfalz keine Separa-
tiſten gegeben; Träger der ſeparatiſtiſchen Bewegung ſeien
landfremde minderwertige Elemente mit duürchſchnittl je
20 Vorſtrafen, und das nenne man in der franzöſiſchen
Kammer „die Freunde Frankreichs“.
Die pfälziſche Vevölkerung ſtehe unerſchütterlich auf dem

Rechtboden der Verfaſſung.
Beſonders ſchwer habe die Preſſe der Pfalz zu leiden

Die militäriſchen Formationen der Separatiſten ſeien un-
verkennbar mit Friedensvertrag und Rheinlandabkommen. Die
franzöſiſche Behörde in der Pfalz hätte das Gegenteil einer
einwandfreien Neutralität bewieſen. General de Metz habe
erklärt, er werde alle Teufel auf die Pfalz loslaſſen, bis
die bürgerlichen Parteien Vernunft annähmen. Feſt ſtehe
daß die franzöſiſche Militär- und Zivilgewalt und die
Eiſenbahnregie die Separatiſten unterſtützt und geſchützt habe
Eine ſeparatiſtiſche Herrſchaft werde nicht wiederkehren, dafür
werde die deutſche Treue und Geſchloſſenheit ſorgen. Lieber
bayriſch-deutſch ſterben als franzöſiſch verderben! Wir
Pfälzer halten treu die Wacht am Rhein. (Lebh. Beifall.)

Abg. Korell (Dem.) begründet die demokratiſche Jnter-
pellation. Der Redner bittet zunächſt, auch die Leiden des be
ſetzten Hefſenlandes nicht zu vergeſſen. Hinter dem ganzen
ſeparatiſtiſchen Angriff von Trier bis Speyer habe offenbar
ein einheitlicher franzöſiſcher Befehl geſtanden. Dank gebührt
der Regierung für ihre würdige Note an Poincare.
deſſen Antwört man als widerliche Lüge und Heuchelei be
zeichnen kann. Dieſe franzöſiſche Auffaſſung müſſe die Re
gierung noch einmal gebührend kennzeichnen und ſich dabei
auf das Urteil von Clive und anderer Neutralen beziehen.
(Außenminiſter Dr. Streſemann: „Jſt bereits geſchehen!“)
Es müſſe gewarnt werden vor dem vlötzlichen Abbau der
Gahlung der Beſatzungskoſten ohne vorhergehende Verhand-
lungen. Wir Pfälzer rufen: Zuerſt das Vaterland und noch
a das Vaterland und dann erſt die Sonderwünſche.
(Beifall.)

Abg. Schulz Bromberg (Dut.) begründet den Antrag
ſeiner Fraktion. Gegen Landesverräter müſſe auf Todesſtrafe
erkannt werden. Beifall rechts.)

Darauf wird die Weiterberatung auf Donnerstag 2 Uhr
vertagt. Schluß gegen 6 Uhr.

Aus Stadt und Umgebung
(leringe 5teigerung der Reichsrichtzuhl.

Die Reichsrichtziffer für die Lebenshaltungskoſten
beläuft ſich nach den Feſtſtellungen des Statiſtiſchen Reichs
amtes für Montag, den 18. Februar, auf das 1,04billionen-
fache der Vorkriegszeit. Die Steigerung gegenüber der
Vorwoche- (1,03 Billionen) beträgt alſo 1 v. H.

Auch der Großhandelsindex ſteigt.
Die auf den 19. Februar berechnete Großhandelsindexziffer

des Statiſtiſchen Reichsamtes ergibt gegenüber dem Stande
vom 12. Februar (115,4) eine uteäeen“ fie 1,8
v. H. auf 117,5. Von den Hauptgruppen ſtiegen die
Lebensmittel von 99,7 um 3 v. H. auf 102,7, davon Ge
treide und Kartoffeln von 78,8 um 3,9 auf 81,9, die Haupt
ruppe der Jnduſtrieſtoffe blieb mit 165,1 nahezu unverändert,
ebenſo die Gruppe Kohlen und Eiſen mit 137, Die
Jnlandswaren ſtiegen von 103,7 um 2 v. H. auf 105,8 und
die Einfuhrwaren von 174,1 um 1 v. H. auf 175,8.

Unfall im Ammoniakwerk. Heute früh gegen 11 Uhr
platzte im Bau 12 des Ammoniakwerkes Merſeburg infolge
Materialfehlers eine Flaſche an einem Kompreſſor, wobei
ein Arbeiter leider ſchwer und vier Arbeiter leicht verletzr
wurden. Der Betrieb läuft ungeſtört weiter.

Für den Fundus des Theater- Vereins ſpendete das Schirm-
geſchäft von Müller einen Regenſchirm.

Eine totale Mondfinſternis war geſtern um die ſechſte
Stunde zu beobachten
rade vollkommen von dem Erdſchatten überdeckt ſein. Lei
der hinderte das zeitweiſe Gewölk etwas die genaue Beobach
tung dieſes intereſſanten Naturwunders.

Vom Deutſchen Abend“ des Stahlhelm, Bund der Fronkt-
ſoldaten, Ortsgruppe Merſeburg, konnten der Volksſpeiſung
der Stadt Merſeburg 550 Mark zugewieſen werden.

Zu den Deviſen-Kursheften der Commerz- und Privat-
bant ſind jetzt für die bekannten Zuſammenſtellungen der
Dollar-, Pfund- und Guldenkurſe von 1919 bis jetzt Nach-
tragsblätter hergeſtellt, die die Notizen für alle Börſentage
des Monats Januar enthalten. Die Nachträge ſind auf
gur miertem Papier gedruckt, ſo daß jeder durch Einkleben
die in ſeinem Beſitz befindlichen Tabellen wieder vervoll-
ſtändigen kann. Jntereſſenten können ſie koſtenlos bei der
Commerz- und Privat-Bank-Aktiengeſellſchaft, Filiale Mer-
ſeburg entgegennehmen.

Zugverbindung Berlin Leipzig München. Wie die
Reichsbahndirektion Halle bekannt gibt, wird vom Mi
den 20. Februar, ab der Schnellzug D 24 Berlin (ab 7,10)

Leipzig (an 9,58) München (an 7,39) und von Don-
nerstag, den 21. Februar ab der Schnellzug D 25 München
(ab 11,05) Leipzig (ab 8,35)
wieder eingelegt. Letzterer trifft erſtmalig am 22.
in Leipzig und Berlin ein.

Die letzten preußiſchen Goldgeldſcheine aufgerufen. Jm
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen wer-
den deie Notgeldſcheine des Freiſtaates Preußen über 1,05
Goldmark Dollar und 0,42 Goldmark Dollarnord amerikaniſcher Währung lautend vom 20. Februar 1924
ab zur Einlöſung aufgerufen. Die Einlöſung erfolgt bis zum
19. März 1924 einſchließlich bei der von der General
ſtaatskaſſe hierfür beſonders eingerichteten Umtauſchſtelle
(Notgeldſcheine des Preußiſchen Finanzminiſteriums, Berlin,
Oranienſtr. 106/9) und ſämtlichen ſtaatlichen Kreiskaſſen
und den Regierungshauptkaſſen.

Falſche Reichsbanknoten zu 10 Billionen Mark der erſten

Februar

Ausgabe vom l. 11. 23 ſind im Umlauf. Vor Annahme wird
gewarnt mit dem Hinweſtſe, daß das Papier der echten
Reichsbanknoten der vorbezeichneten Ausgabe entweder auf
der rechten hellblaugetönten Seite ein natürliches Waſſer-
zeichen Diſſelblätter in ornamentaler Verarbeitung ſowie in Papierſtoff eingebettete orangerote Wflanzenfaſern

eſordnung ſtehen dann die Interpellationen

5,57 Uhr ſollte die Mondſcheibe ge

Berlin (an 11,27) wieder
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aufweift oder im anderen Falle, bei FJortfall der helb
blauen Tönung und der orangeroten ten über
die ganze Fläche laufendes natürliches Waſſerzeichen im
Vierpamugter. Die Reichsbank hat 1000 Goldmart als
Belohnung ausgeſetzt, auf die diejenigen Perſonen Anſpruch
haben, deren Mithilfe zur Feſtnahme der Fälſcher vorbe
zeichneter Noten führt, Angaben, die auf Wunſch ver
traulich behandelt werden, werden bei der Berliner Kri
minal Direktion auf gimmer 266 und 263 (Dauerdienft)
»ntgegengenommen.

Entlaſſung von Schwerbeſchädigten. Jn den letzten Ta
ſind in den T a upeen wiederholt Mitteilungen aufge

taucht, die ſ mit der Entlaſſung der Schwerkriegsbe-
digten befaßt haben. Um eine weitergehende Beun

r ung zu vermeiden, ſei mitgeteilt, daß das Reichsmini
ſterium dem Zentralverband deutſcher Kriegsbeſchädigter und
Kriegshinterbliebener Berlin NO. 18, Große Frankfurter-
ſtraße 53, auf Anfrage die klare Verſicherung abgegeben hat,
daß das Schwerbeſchädigtenbeſchäftigungsgeſetzt trotz der Vor
ſchriften der Perſonalabbauverordnung unverändert in Kraft
bleibt. Es haben alſo auch bei Entlaſſung von Angeſtellten
in öffentlichen Betrieben die Hauptfürſorgeſtellen ſich zu der

Kündigung zu äußern. rbei beabſichtigten Entlaſſungen von Schwerbeſchädigten aus
privaten Arbeitsverhältniſſen.

Wo die Dollars geblieben ſind. Eine Beraubung der
amerikaniſchen Poſt für Deutſchland durch einen Angehörigen
der Beſatzung eines fremden Schiffes wird jetzt wieder amt-
lich mitgeteilt, nachdem erſt vor kurzem Maſſenberaubungen
von Briefpoſt auf den amerikaniſchen Da rn „Mongolia“
und „Minnekahda“ bekannt geworden ſind. Das Bahnpoſt-
kontor 1 in Kopenhagen teilt mit, daß die Poſt des Dampfers
„Lituania“ der Baltie American Linie an Bord des Schiffes
von der Mannſchaft beraubt worden iſt. Der Dampfer ging
m 13. Juni von Neuhyork nach Kopenhagen. Wie in
den anderen Fällen haben die Täter bei der polizeilichen

*ernehmung angegeben, daß ſie die geraubten Poſtſachen
zach Entnahme der Geldwerte über Bord geworfen haben.
Wieviel und welche Poſtſäcke und Sendungen auf dieſe
Weiſe in Verluſt geraten ſind, konnte nicht mehr feſtgeſtellt
werden. Die deutſche Poſt hat ermittelt, daß von den
in Hamburg über Warnemünde eingegangenen Poſten von
Neuhork für die Bahnpoſten Genuep- Hannover und Herbes-
thal-Köln die Einſchreibbeutel mit 133 und 110 Einſchreibe-
briefen ihres Jnhalts beraubt worden ſind.

Verſchärfte Vorſchriften für die Ein- und Ausfuhr. Die
Vorſchriften für die Ein- und Ausfuhr werden am 1. März
verſchärft. Wer dann vorſätzlich Waren ohne Bewilligung
ein oder ausführt, oder den vorgeſchriebenen Bedingungen
zuwiderhandelt, wird e dem Vereinszollgeſetz über Konter-
bande beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. Jſt die Handlung
fahrläſſig begangen, ſo iſt auf Geldſtrafe bis zu 50000
Goldmark zu erkennen. Die Waren können beim Vorliegen
einer ſtrafbaren Handlung zugunſten des Reichs ohne Entgelt
für verfallen erklärt werden.

Merſeburger Iheuter-Derein.
Shakeſpeares „Was Jhr wollt“.

Der geſtrige Abend brachte für Merſeburg die Erſtauffüh-
rung von Shakeſpeares reizendem Luſtſpiel Was Jhr wollt“,
deſſen dramatiſcher Vorwurf, ſchon in der antiken Literatur
verwertet, gipfelt in der vollkkommenen Aehnlichkeit von
Zwillingen, hier bei Shakeſpeare allerdings von Zwilklingen
verſchiedenen Geſchlechts. Jede melacholiſche Anwandlung
ſchwindet, wenn man die muntere Laune des Dichters, ſeinen
friſchen lkebensfrohen Humor und ſeine übermütige, ausge
laſſene Heiterkeit auf ſich wirken laſſen darf. Zwar fällt
manches bittere Wort über falſche Liebe, aber wir nehmen
es nicht ſo tragiſch, denn die Vorwürfe beruhen auf einem
Jrrtum, ſie treffen gerade die Falſchen, die in Wahrheit
Treuen, die frei von jedem Tadel ſind.

Geſpielt. wurde recht flott und ohne große Pauſen. Die
neue Stilbühne bot dem Ganzen einen wirkungsvoll-einheit
lichen Hintergrund, auf dem die farbenfrohen Koſtüme ſich
reizvoll abhoben. Marianne Mierſch als Viola, war ein
liebreieznder Ceſario, in Spiel und Sprache eine der beſten
Leiſtungen, die in Fritz Henſel (Sebaſtian) einen bewährten
BVertreter, d. h. Zwillingsbruder, fand. Als Shakeſpearſcher
Narr zeichnete Alfred Durra, wie immer ein Meiſter
ſeines Faches. Den feinen Unterſchied zum Learſchen Nar
ren arbeitete er mit großem Talent heraus. Den empfind-
ſamen Herzog ſahen wir in Wolfgang Herrmann, als
Olivia r Thetter, ſtürmiſch und untröſtlich in ihrer
Liebe. Für gegen ne Komik ſorgten Albert Schiele (To-
bias), Walter iedemann (Andreas v. Bleichenwang),
Goswin' Hoffmann (Malvolio) und Hermine Ziegler
(Maria. Beſonders Schiele kargte nicht mit den ihm zur
Verfügung ſtehenden Mitteln, die ſelbſt Säulen des Palaſtes
nicht verſchonten, vielleicht wäre an manchen Stellen doch
ein geringeres Auftragen von Vorteil, während Goswin Hoff
mann aus ſeiner Rolle, beſonders zuerſt, noch mehr hätte
herausarbeiten können. Das Publikum dankte am Schluß
durch ſtarken, ehrlichen Beifall. Dr. W.

Aus Provinz und Reich
lle, 20. Februar. (Zweierlei Recht.) Wie die„Halle tg.“ von zuverläſſiger Seite hörte, ſoll der Ober-

präſident Hör ing durch eine ſtreng perſönliche Anweiſung
an alle Landräte in der Provinz Sachſen, öffentliche Reden
des Oberſtleutnants a. D. Dueſterberg-Halle, des bekannten
StahlhelmFührers, verboten haben, weil durch deſſen Reden

eunruhigungen (2) in der Bevölkerung hervorgerufen.
bürden. Oberſtleutnant Dueſterberg iſt ein derartiges Verbot

noch nicht zugegangen.
Halle, 20. Februar. (Gegen die ſozialdemofkra-

tiſche Reichstagsfraktion.) Der Bezirksparteitag
R nahm nach einem Thema der GenoſſinSander (Frankfurt) und des Genoſſen Profeſſor Waentig-

Halle, (letzterer rechtfertigte das Vorgehen der Reichstags
fraktion) folgende Entſchließung mit 32 gegen 21 Stimmen
an: „Der Bezirksparteitag Halle- Merſeburg lehnt die von
der Mehrheit der Reichstagsfraktion bisher betriebene Politik
ab der Bezirkstag erblickt insbeſondere in der Zuſtimmung zu
den Ermächtigungsgeſetzen unter der Ausſchaltung der Demo
kratie die ſchwerſte Gefährdung der Partelintereſſen. Er
fordert für die Zukunft eine zielklare Politik der Sammlung
aller proletariſcher Kräfte auf dem Boden des Klaſſen
vompfes. Für die kommende Reichstagswahl wurden als
Svitzenkandidaten für den Bezirk aufgeſtellt: Die bisherigen
Abgeordneten: Kunert, Krüger und Frau Mackwitz, die
nächſten Kandidaten ſind Peters, Raute, Macht und Dietrich.

Leipzig, 21. Februar. Ein Bombenwerfer er-
mittelt) Am 23. März 1921 wurden bekanntlich durch
Kommuniſten Dynamitanſchläge auf die Landgerichtsgebäude
in Leipzig, Dresden und reiberg ausgeführt das Rathaus
in Rodewiſch i. V. in die Luft geſprengt und der NachtD-

ug Halle Leipzig zum Entgleiſen gebracht. Von den
ttentätern konnten einige ermittelt und verurteilt werden.

nur der oder die Täter, die im Leipziger Landgerichtsgebäude
in der Eliſenſtraße in der elften Vormittagsſtunde des 23
März im Parterre eine Bombe niedergelegt hatten, durch
deren Exploſion bedeutender Schaden angerichtet. wurde,

isher nicht ausfindig gemacht werden Jetzt endKonnten

Das gleiche gilt ſelbſtredend auch

CLetzte Depeſchen
BPDeor Pollur 200000000000,

4 Prozent Zuteilung.
London 18 054 750 18 145 250 000 000.
S 179 550--180 540 000 000.

chweiz 728 175--731 825 000 000.
Amſterdam 1 566 075--1/537 925 000 000.
Stockholm 1079 250--1 102 750 000 000.
Kopenhagen 666 330-669 670 000 000.
Prag 121 695--122 305 000 000.
Wien 60847—61 153 000 000.
Rom 181 545182 455 000 000.

Verhaſtete kommuniſtiſche Mordhuben in Gachſen.

Dresden, 21. Februar. Aus Hohenſtein-Ernſtthal wird
gemeldet: Die Bombenanſchläge, Sprengſtoffattentate,
Diebſtähle und Mordverſuche ſind durch die hieſige Kri-
minalpolizei aufgeklärt worden. Bei den Diebſtählen ſind
als Täter ſechs kommuniſtiſche Arbeiter ermittelt worden.
Die Bombenanſchläge auf die i gruneſtug der Fabrik
beſitzer Haſſe ſen. und jun., Schlechte und Zwingenberger
ſind von den drei Brüdern Zehl und den Arbeitern Knob

lauch und Krehl verübt worden. Die Täter ſind bis auf die
drei flüchtigen Brüder Zehl verhaftet worden und ſind
geſtändig. Das geſtärkte Kabinett Paſitſch.

Jtalien hat die Poſition des Kabinetts Paſf it ſch zweifel
los erheblich geſtärkt. Obwohl die oppoſitionellen Par-

Belgrad, 21. Februar. Die Beilegung des Konfliktes mit

die Oppoſition infolge der zwiſchen den einzelnen Parteten
beſtehenden unüberbrückbaren Gegenſätze ſich zu keiner ein
heitlichen Aktion werde aufraffen können.

Ein geheimnisvolle. Luftverteſdigungsplan.

London, 21. Februar. Nach Meldungen aus Kopenhagen
hat der norwegiſ Ingenieur Aaſen, der die Luft
verteidigung der Alliierten an der Weſtfront organiſierte,
der däniſchen Regierung einen Verteidigungsplan für den
Kriegsfall angeboten. Aaſen erklärte, daß, falls der
Völkerbund ſeine neue Erfindung zwiſchen Deutſchland und
Frankreich verwenden würde, ſo würde das deutſch-fran
zöſiſche Problem gelöſt ſein.

Nene Kämpfe in Maroßko.

Madrid, 21. Februar. Jn Marokko ſind neue Kämpfe
zwiſchen den Riffkabylen und den den Spaniern ergebenen
Eingeborenen ausgebrochen. Abderkrim hat dabei eine
ſchwere Niederlage erlitten.

lich iſt es den behördlichen Bemühungen gelungen, den
Haupttäter in Pommern zu ermitteln. Es iſt der am 11.
Februar 1889 geborene Kommuniſt Emil nun ausStaßfurt, der in Haft genommen worden iſt und nach Leipzig
in das Unterſuchungsgefängnis übergeführt werden wird.
Der durch den Bombenanſchlag im Parterre des Landge-
richtsgebäudes angerichtete Schaden war, wie bereits er-
wähnt, bedeutend, und es muß als ein Wunder bezeichnes
werden, daß trotz des ſtarken Verkehrs, der in der Zeit des
Anſchlags im Landgerichtsgebäude herrſchte, keine Menſchen
verletzt worden ſind.

Stettin, 20. Februar. (Eisberge in der Oſtſee,)
Da der Wind das Eis nach der Küſte zu treibt, haben ſich
die Schwierigkeiten für die Schiffahrt in der Oſtſee weiter
verſchärft. Aus Kolberg und Elbing wird berichtet, daß
im Friſchen Haff wegen der ſtarken Eisdecke die Schiffahrt
geſchloſſen werden mußte. Jn der Gegend von Stolpmünde
bilden ſich wahre Eisberge, die ein Paſſieren der Schiffe
ganz unmöglich machen. So mußte geſtern der Dampfer
„Hertha“, der den Dienſt zwiſchen Swinemünde und Pillau
verſieht, in der Gegend von Jershöft wieder umkehren u. nach
Swinemünde zurückdampfen. Zwei andere Stettiner Damp-
fer, die nach Libau beſtimmt waren, mußten Kolberg als
Nothafen anlaufen. Jm Stettiner Haff iſt die Eisdecke
16 bis 18 Zoll ſtark. Dazu kommen noch zahlreiche Eis-
bänke, die gefährliche Hinderniſſe bilden und die Schifffahrt
nur mit Eisbrecherhilfe ermöglichen. Das Linienſchiff
„Braunſchweig“ hat ſeine Hilfsaktion für die eingeſchloſſenen
Schiffe fortgeſetzt und konnte im Laufe des geſtrigen Tages
acht Dampfer nach Swinemünde bringen. Während der
Nacht hat das Linienſchiff von Großhorſt aus die Hilfs-
aktion für die bei Bornholm bedrängten Dampfer angetreten
und hat die Dampfer „Pallaſch“ und „Urſula“ bei Due
Oddo angetroffen und in Marſch nach Swinemünde geſetzt.

Kopenhagen, 20. Februar. (Wie gewon nen, ſo zer-
ronnen,) Die Wahrheit des Sprichwortes mußte ein Mann
in der ſchwediſchen Stadt Tranas erfahren, der mit einem
Einſatz von zwei Kronen ein Automobil in der Lotterie ge-
wonnen hatte. Er beauftragte einige Bekannte, den Wagen
aus Stockholm zu holen Durch die Stadt ließen ſie ſich
vorſichtshalber von einem Chauffeur begleiten; draußen aber
wollte der eine ſelbſt zeigen, was er konnte. Er ſetzte
ſich ans Steuer und fuhr los. Schon in der Vorſtadt fuhr
er gegen das Geländer des Fußweges, deſſen Eiſenſtangen
dem Anprall nicht ſtandhielten, raſte dann gegen einen
Straßenbahnmaſt und ſtellte den Wagen auf den Kopf.
Den beiden Jnſaſſen gelang es noch rechtzeitig, ſich durch
einen Sprung gus dem Wagen zu retten. Der Mann am
Steuer geriet unter das Auto, kam aber mit unbedeutenden
Verletzungen davon. Das Automobil aber iſt ſchwer be
ſchädigt, und der glückliche Gewinner wird noch eine Stange
Gold draufzahlen müſſen.

Agram, 20. Februar. (Beinahe wie in Deutſch-
land Wie aus „Zagreb“, d. h. Agram, berichtet wird,
ſteht die dortige Univerſität vor einer Kataſtrophe. Die
mediziniſche Fakultät wird in den allernächſten Tagen ge
ſchloſſen werden müſſen. Nicht etwa auf behördlichen Auf-
trag, ſondern aus Not. Die Fakultät ſchuldet nämlich für
gelieferte Kohle über eine Million Dinar. Da ſie das Geld
nicht bezahlen kann, verweigern ihr die Lieferanten die
weiteren Sendungen von Heizmaterial. Die Vorleſungen,
werden daher eingeſtellt werden, und die 300 ſchwerkranken
Patienten, von denen der größte Teil operiert werden ſoll,
dürften ſchon im Laufe der nächſten Tage aus den Kliniken
entlaſſen ſein.

Hanclel und Perſehr.
Deviſenmarkt.

BVerlin, 20. Februar. Auch heute traten nene nswerte
Veränderungen abgeſehen von einer Befeſtigung vön Parisder Kurſe und der Zuteilung nicht ein Dollorſchatz

Berlin, 21. Fe r. (Eigener Drahtbericht.) Amblich
notierte der Dollak 4 189 500 000-4 210 500 000 bei

teien große Hoffnungen auf die von Raditf ch zugeſagte
Hilfe ſetzen, iſt man in Regierungskreiſen überzeugt, daß

1 Prozent für
Orders über 500 Dollar zugeteilt, Goldanleihe blieb un
verändert. t cPolennoten 438 000 462 000, Oeſterreicher 59 351 000
—-59649 000.

anweifungen wurden einmal wieder mit

Effektenbörſe.
Berlin, 20. Februar. Bei geringem Geſchäft war die

Haltung nicht einheitlich. Verhältnismäßig kleine Orders be
einflußten die Kurſe oft namhaft. Die Verkaufsneigung
überwiegt, ſomit herrſchte matte Tendenz im allgemeinen vor

Montanwerte lagen ſtark abgeſchwächt, wobei u. a. Rie
beck 5, Rheiniſche Braunkohßen 3 Jlſe 3 Höſch 23
Prozent verloren. Feſt lagen Klöckner mit plus 252, Bo-
chumer mit plus 1. Am Kalimarkt waren Weſteregeln
und Kali Aſchersleben ſchwach. Deutſche Kali gewannen in
der erſten Notiz Salzdetfurth ſpäter 1. Chem i ſche
Werte uneinheitlich. Schwächer Oberkoks mit minus 2
und Badiſche Anilin um 206 abſchwächten. Schwächer er-
öffneten ferner Griesheim und Höchſter Farben minus 1,
Scheidemandel minus I, Guano 1 Prozent. Elektro-
markt abgeſchwächt. Schuckert minus 2 Siemens und
Halske minus 21 und Elektriſche Lieferungen minus 2.

aggonwerte waren um e bis 54 abgeſchwächt. Am Metall
und Maſchinenmarkt KHKörting minus 2,
Augsburg-Nürnberg und Orenſtein u. Koppel minus 12
Von Textilwerten Nordwolle minus 112, Stöhr minus

mmerſen nach minus 2 um 11 erhöht. Papier und
Zellſtoff- ſowie Spritaktien ſämtlich ſchwächer. Aſchaffen
burg Zellſtoff eröffneten minus 2 Fahlbaum Sprit minus
3 Oſtwerke minus 2. Am Markt der verſchiedenen
Werte» waren Schultheiß-Patzenhofer mit minus 31 beſonders
ſchwach. Ferner verloren Charlottenburger Waſſer 116 nach
1, Elbeverkehr 1. Von Petroleumwerten Deutſche Erd
öl 27 Api 1 Deutſche Petroleum um aufgebeſſert.

Allgemein ſchwach lag der Rentenmarkt. 3proz. Reichs
anleihe plus 20. Auch Kriegsanleihe etwas erholt, da-
gegen 314proz. Anleihe um 10, die 3proz. und die 3prozu
preuß. Konſols um 1 bezw. 3 Milliarden ſchwächer, 4proz.
preuß. Konſols und 4proz. Reichsanleihe unverändert. Am
Schiffahrtsmarkt Deutſchauſtralier plus 6, Kosmos plus
200 Schwächer Hapag minus 212, Hamburg-Süd minus 3.
Von Eiſenbahnaktien Elektriſche Hochbahn minus 134, von
Bankenwerten Berliner Handel minus I, BEW. plus

Bei geringem Geſchäft blieb die Tendenz an der Nach-
börſe weiterhin ſchwach. Die geringe Nachfrage, die ſich
nach einzelnen Werten geltend machte, ſtand im Zuſammen-
hang mit Deckungskäufen der Spekulation. Am Renten-
markt gab die Deutſche Kriegsanleihe auf 125 nach, Schutz
gebietsanleihen waren zu 3125 Milliarden im Handel.

Bei leicht verſtärkter Nachfrage bewegte ſich der Satz für
tägliches Geld ziemlich unverändert zwiſchen Prozent
und 11 pro Mille.

Das Geſchäft am Markt der unnotierten Werte war
bei im allgemeinen behaupteter Haltung ſehr gering. Es
ſind zu nennen: Adler Kohle 171 Becker Kohle TI0
1034, Becker Stahl 10 0 (Benz 6, Berlin- Halber
ſtädter Jnd.-W VD,45, Elitewagen 0,85, El. Osmoſe Leder
0,875, Friſter u. Roßmann 125, Grade Auto 0,9, Grade
Motoren 21 Gummiwerke Elbe 27, Hochfrequenz 19, Kabel
Rheydt 1212, Meurer Spritzmetall 0,775, Muldenthal
Nienburger Eiſen 1,2, Oswald Film 0,45, Schebera 416, J.Sichel 11, Stock u. Kopp 1,150, Stoewer Auto 51, Text
Meyer 0,95, Tiag 3 Ufa Film 9 Ver. Zeitzer 11
113 Werra Metall 1 Heldburg 63, Niederſachſen 75Krügershall 13, Halleſche Kali 32, Hannoverſche Kali 33.
Adler Kali 36, Ummendorf-Eilsleben 21, Kaoko 1,3, Sloman
Salpeter 26, Diamond 181, Salitrera 320, Deutſche Erdöl
junge 65, Deutſche Petrol 22 Jpu 85, Api S.

Produktenmarkt.
Berlin, 20. Februar. Die feſte Tendenz hielt heute an,

ohne daß die Preiſe indes weiter anziehen konnten. Sie
konnten ſich indes durchweg behaupten.

Mittagsbörſe. Amtlich wurden notiert (Getreide und
Oelſaaten per 1000 Kg., ſonſt per 100 Kg., in Goldmark)-
Weizen märk. 166-172, meckl. 165 168, Roggen märk
137—141, pomm. 133-135, Gerſte, Braugerſte 155--170
Futtergerſte 140--150, Hafer märk. 110118, pomm. 108

113, Weizenmehl per 100 Kg. frei Berlin brutto inkl.
Sack (feinſte Marken über Notiz) 25,50-27,25, Roggenmehl
22--24, Weizenkleie frei Berlin 8,30—8,50, Roggenkleie 7,10
--7,30, Raps 290-295, Leinſaat 415435, Viktoria- Erbſen
27--29,50, kleine Speiſeerbſen 18,50-22, Futtererbſen 13
14, Peluſchken 12--13, Ackerbohnen 13,50 14,50, Wicken

14—15, Lupinen, blaue 14--14,50, Lupinen, gelbe 15—
16,50, Seradella 14--14,50, Rapskuchen 10,40 10,60, Lein-
kuchen 21--22, Trockenſchnitzel 8——8, 20, vollw. Zuckerſchnitzel16--17, Torfmelaſſe 30/70 8--8,20, Kartoffelftocken 16,40.

Butternotier ung la Qualität je Pfd. 1,80 Gm.
Berliner Schlachtviehmarkt vom 20. 2.

Auftrieb: Rinder 1735, Bullen 539, Ochſen 363, Kühe,
Färſen 832, Kälber 1650, Schafe 2750, Schweine 9265,
Ziegen 12, Auslandsſchweine 1495. Marktverlauf: Jn allen
Gattungen ruhig. Ochſen, vollfleiſchige, ausgemäſtete, höchſten
Schlachtwertes 40--43, do. im Alter von 4--7 Jahren
34—37; junge, fleiſchige, nicht ausgemäſtete und alte aus-
gemäſtete 28—-32: mäßig genährte junge, gut genährte ältere
23--27 Goldmark. Bullen, vollfleiſchige, ausgemäſtete höch
ſten Schlachtwertes 35—37, do. jüngere 32—34, mäßig ge
nährte jüngere und gut genährte ältere 28—-30 Goldmark.
Färſen und Kühe, vollfleiſchige, ausgemäſtete Färſen höch
ſten Schlachtwertes 35--40, do. Kühe höchſten Schlachtwertes
35—40, ältere ausgemäſtete Kühe und wenig gut entwickelte
jüngere Kühe und Färſen 28--32, mäßig genährte Kühe
und Färſfen 22-26, gering genährte Kühe und Färſen 16—
20, gering genährtes Jungvieh Hreſſer 25--30 Goldmark.
Kälber, feinſte Maſtkälber 80-85, mittlere Maſt- und beſte
Saugkälber 60--70, geringe Maſt- und gute Saugkälber
45--55, geringe Saugkälber 30—40 Goldmark. Schafe, Maſt
lämmer und jüngere Maſtlämmer 43-48, ältere Maſthammel
geringe Maſtlämmer und gut gen junge Schafe 35—40,
mäßig genährte Hammel und Schafe 22-30 Goldmark.
Schweine, vollfleiſchige, 200-240, Pfd. Lebendgewicht 66.,
do. 160--200 Pfd. Lebendgewicht 63 65.

Magerviehmarkt Friedrichsfelde bei Berlin vom 20.2.
Schweine- und Ferkelmarkt. Auftrieb: 344

Schweine, 371 Ferkel. Verlauf des Marktes: Langſam, Preiſe
wenig verändert. Es wurden gezahlt im Großhandel für
Läuferſchweine, 7--8 Monate alt Stück 40—60, do. 5
Monate alt Stück 25- -35, Pölke, 3--4 Monate alt Stück
20--22, Ferkel 9-13, Wochen Stück 1820, do. 6 8,
Wochen Stück 14—-18 Mark.

Berliner Metallpreiſe vom 20. Februar.
Elektrolytkupfer 130,75, Raff. Kupfer 1,21 1,23, Weich

blei 0,65——67, Rohzink 0,71--72, Aluminium 2,10, Ban-
cazinn 5,35—5, 45, Reinnickel 2,30 2,40, Barrenſilber (ca.
900 f.) 97--98 Bill. Mark je Kg.

Verantwortliche Redaktion: Politik, örtl. und prov. Teil
K. Hennemeyer Sport: A. Rank AnzeigenRank. Druck und Verlag: Merſeburger Druck- undVerlagsanſtalt L. Vvalb, ſämtlich in Merſeburg.
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AUnion Theater

n e e 2122 eWildromantiſche Abenteuer eines modernen
weiblichen Robinſons

auf den SüdſeeJInſeln.

Der Ausbruch des feuerſpeienden Vulkans!
Flammengarben lodern gen Himmel Lavamaſſen ergießen
ſich glühend ins Meer Inſeln ſinken in die Fluten. In
voller Deutlichkeit zeigt der Groß-Film

das grauenvolle Vernichtungswerk
entfeſſelter Naturkräfte.

Rur ein menſchliches Weſen, Grazia, das Töchterchen des
Miſſionars, und ihre Pflegerin entrinnen der Kataſtrophe. Bald
völlig vereinſamt, wächſt ſie, kaum notdürftig bekleidet, als
Raturkind auf. Staunen erregt ihr furchtloſer, kameradſchaft
licher Verkehr mit den

wilden Urwaldbeſtten.

Da vollzieht ſich ein s Wechſel in ihrem Leben. Man
ſucht die Erbin eines Rieſenvermögens und entdeckt ſie im

Paradies der Wildnis.
Als reiche Erbin muß ſie in das Geſellſchaftsleben für ſie ein
Gefängnis. Ungeſtüm beugt ſich ihr unerzogenes Weſen gegen
den unnatürlichen Zwang auf. Entſchloſſen ſchlägt ſie den Erb
ſchaftsträger, der ſie zur Heirat zwingen will, aus dem Felde.

„Vaoll Haß und Erbitterung über die Riedertracht der
ziviliſierten Wenſchen, ſetzt ſie den impoſanten Prachtbau, den
ſie erbte, in Flammen.

Im Flammenmeer
ſtürzt das Prachtgebäude zuſammen und begräbt unter ſich den
Schurken, der ſie betrügen wollte.

Ein einfacher Burſch, der ihre Raktheit kleidete, ihre Un
erfahrenheit ſchützte, und als erſter in ihr den Inſtinkt des
Weibes weckte, begleitet fie zurück zu der ſtillen SüdſeeInſel,
in das reine, unverdorbene

jungfräuliche Paradies.
Jm Beiprogramm: Eine neuartige Senſations-

Groteske der For Film
Corporation, Rew VBork.

S Anfang: Täglich 5 und s Uhr. SSonntags 4 Uhr.

Wür bieten gegen
Ieilzußlung

(ohne Preiserhöhung)
die b itligste Qualitäts-

schreibmaschine
in solidester Ausführung mit leichtem
Gang und wunderbarer Schrift.

Schreibmaschinenhaus
Grünwald Co., G. m. b. H.
Leipzig, Katharinenstr. 9.
Tel. Adr. Monogrän. Tel. 21977.

Geſchäftsmann wünſcht
beſſerem Kegelklub bei-

ticten v. d 4195 lan die Exped. zn eelle- Weddy-Pönicke Steckner A. G. Merseburg
mit Herrn, 35—40 J. alt, Kleine Ritterstrabe
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VEREINIGTE THEATER
Aus den Tagen Buffalo Bills.
1. Epiſode Jn

Amerikaniſcher Großfilm in 6 Epiſoden. 36 Akte.

Feindeshand! Der Film zeigt in bisher unerreichten lebenswahren
Bildern die Erlebniſie des zur hiſtoriſchen Berühmt-

heit gelangten Kapitän W. J. Codi, der unter dem Namen Buffalo Bill die ganze Welt jſährelang

Seelen im Sturm!

Der geheimnisvolle Dolch!

in atemloſer Spannung hielt.

Frauenſchönheit

in den Kammer-Lichtspielen.
preisgekrönten
Großes Lebensbild in 6 Akten mit der entzückenden und

Esther Carena

6. Teil.
Unter dem Meerel!

Der letzte und ſpannendſte Teil des amerik. Senſationsfilmes mit dem beliebten Eddi Polo.

Eine getährliche Fahrt.
zeug- und Motorbauers mit Ludwig Trautmann und Mabel May- Vong

In beiden Theatern: Antang 5 und 7 Uhr.

5 hochintereſſante Akte

im Modernen Theater.
Sonntags 3

von koloſſaler
Spannung aus dem Leben eines Hlug-

Uhr.

II

40

blau Tuch und Kammgarn-Cheviot ein- und
zweireihig, vorzügliche Pabform.

Prüfungs Anzüge
in hellen u. dunkelfarbigen soliden Quali-
täten, reichhaltigster Auswahl.

Oskar zimmermaunn, Gotthardtstr. 25.
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Konfirmaunden Anzüge
7S
l

25,- bis 5b,
Preislage

25, 50,-
Merſeßurg,

Preislage

7
i

e

Vieh-Jmport.
Friſch eingetroffen

40 hochtrag. u. friſchmilchende

nur allerbeſte Qualität und billigſte

7 aLouis Rürnberger,
Merſeburg,

Preiſe.

BBBBB Be

Feine Herren-, Damen-
und Familien- Wäsche

erhalten Sie zu billigen Preiſen gewaſchen, geplättet
und ſchrankfertig geliefert von der

Wasch- und Plättanstalt M. Rettinger,
Johannisſtraße 15. Bitte Hausnummer beachten.

Empfehle:

Prima Maſtrindfleiſch 70
und warme Knoblauchwurſt

E. Baumann, Gotthardtſtraße.

Jede Menge gewascheneund ungewaschene öchufWolle

kſt. u, tscht. geg. la Strickgarn von Händlern, Lar d-
wirten u. Schafhaltern. Bei gröb, Poste Abnahme
am Platze Harry Mendeisohn, lel. 29061,
Leipzig, Schützenstr. 3 (1 Min. v. Hauptbhf.

Abgabe un Wiederverkäufer
in vollem Umfange wieder aufgenommen

Fernſpr 28.

Praxis für
Homöopathie u. Biochemie
Sprechſtunden: 10--12 vorm. und 3-5 nachm.
O. Rracek, AMerseburg, Leunaer Str. 24.

I G PA S Tabaßkerzeugniſſe
Burgſtraße 14. Unter- Altenburg 12,

Ruf 523. Ruf 712.

Kleine Riterstraße
vornehm. Denkungsart, am
lbſt. Geſchäftsmann, zw.
Heirat. Off. u. D. O. 12
an die Exp. d. Bl

Suche mich mit 1000
Goldmk an gewinnbring
Unternehm. tät. zu beteilig.
Off. u. N. N. 14 an die
Exp. d. Bl.

3000 Goldmark
1. Hyp. a. ſchuldenfreies
Geſchäftsgrdſt. in beſt. Lage
geſucht. Off. u. T. G. 22
an die Exp. d. Bl.

Dame, 26 duklbl, 7ſchl., geſchäftstücht. u. wirt-
ſchaftl, heiter, m. Ausſt.,
oh. Verm., wünſcht Briefw.
m. tücht. Kaufm. (Betätig
in groß. Untern gebot md hl denn au eher S Ferner: Pa. Kettgarn-Halbleinen für Bettücher. Handtücher, Tischtücher; Damen-Wäsche.
u. edl. Geſ. zw. t e la

Str. Diskr. Off. u. S. S. 20 sa. d. Exp. d. Bl.

besonders preiswert
prima Stangenleinen, Bettbezüge ohne Kissen,

pa. Damast- Bezüge mit Kissen, eigener Ausrüstung.

Mit Rücksicht auf das überaus große Interesse, welches unserem

Aussteuer-Angebot
entgegengebracht wird, haben wir die Vorräte nochmals ergänzt und empfehlen als
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Erstaunt
iſt Jedermann
über die jetzt

billigen Preiſe
von

-Woſchgefäßen

in nur dauerhaften
guten Qualitäten wie
ſeit über 40 Jahren

bekannt.
Waſchwannen in all.

Holzarten
jetzt von 9,50 Mk. an

Badewannen in allen
Größen
jetzt von 7.00 Mk. an

Brühfäſſer mit Deckel
jetzt von 8.00 Mk an

Waſchleinen i. prima
Qualitäten, Meter

jetzt nur 15 Pfg.
Reiſekörbe in allen

Größen jetzt 20
billiger als bisher.

Leiter wagen v. 2 bis
5 Ztr. Tragkraft, be-
deutend herabgeſetzt

Rindleder- Il Schnal-
len Holzſchuhe mit
Filzfutter, pa. Qual.,
jetzt nur 8, d. Paar

und ſonſt vielerlei
andere Artikel billig.
Jeder iſt verpflichtet.
ſich zu überzeugen,

da ſich viel beim
Einkauf erſpart

im
Sperzialgeschäft

fertiger Böttcherwaren

Halle a. S
22 Schülershof 22
Eckhaus a. Marktplatz
neben Hotel Börſe.

Durch chlug-

für die Schreibmaſchine
jedes Quantum, liefert das

Merſeburger
Tageblatt.

kauft zumPigno jaller-
höchſten Preis

E. Hahn, Magdeburg
Breiteweg 119. Tel. 9449

Eommerſproſſen!

Ein einfaches, wunderbares
Mittel teile gern jedem
koſtenlos mit.

Fiau W. Poloni,
Hannover-B Edenſtr 30A
Zeamten- Ehepaar ſucht

wöbl. Zimmer.

bracht. Ang. unt. 600/24
an Filiale Gotthardtſtr.

Wege in gut, Haufe
freundlich möbliert.
Zimmer gegen zeit-
gemäße Bezahlung.

Angeb. werden unter
„Wohnungslos“ an

findet älterer beſſer.
Herr, auf ſchnellſtem

d. Exp. d. Bl. erbet.

Bettwäſche wird mitge
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sieger und Beſiegte
im Kampfe um chlie Arbeitszeit,

Die Genugtuung, welche alle ernſten Wirtſchaftsreformer
wegen der mit Erfolg eingeleiteten großzügigen Produktions-
ſteigerung empfinden dürfen, wird durch die Tatſache ge-
trübt, daß in weiten Kreiſen der Arbeitnehmerſchaft Ent-
täuſchung und Erbitterung wegen der „Durchlöcherung des
Achtſtundentages“ beſteht. Jmmer wieder hört man aus
Arbeitnehmerkreiſen die Verſicherung, ſie hätten ſich nicht
der Ueberzeugungskraft der vorgebachtern Argumente, ſon
dern dem Machtſpruch der ſtärkeren Partei beugen müſ-
ſen. Sobald ſich die Machtverhältniſſe verſchoben hätten
werde ſich die Arbeitnehmerſchaft von den ihr auferlegten
Feſſeln befreien und dafür Sorge tragen, daß der Achtſtun-
dentag als unerſchütterlicher Grundſatz in der wirtſchaft
lichen und ſozialen Ordnung Deutſchlands beſtehen bleibe.
Man ſetze große Hoffnungen auf einen internationalen
Kongreß, der auf Betreiben des neuen britiſchen Arbeits-
miniſter Tom Shaw wahrſcheinlich ſchon nach wenigen Mo-
naten zuſtande kommen und die bekannten Beſchlüſſe des Waſ-
hingtoner Kongreſſes beſtätigen werde. Der Uebergang, der
in einer Reihe von Wirtſchaftszweigen vom Acht- zum Neun-
und Zehnſtundentag erfolgt iſt, wird alſo von einem großen
Teil des deutſchen Volkes immer noch viel zu ſehr macht-
politiſch und viel zu wenig wirtſchaftspolitiſch beurteilt.

Formell iſt bei dieſer Beurteilung der Dinge richtig, daß
der Widerſtand beſonders in den Kreiſen der Gewerkſchafts-
Bürokratie) gegen die Verlängerung der Arbeitszeit durch die
Entwicklung der Konjunktur gebrochen worden iſt. Die durch
den erſten Akt der Währungsreform heraufbeſchworene Pro-
dubtions- und Abſatzkriſe hat das Heer der Erwerbsloſen in
Deutſchland auf nahezu 4 Millionen anſchwellen laſſen. Da
von der Unternehmerſchaft die Weiterführung der Betriebe
im bisherigen Umfange vielfach davon abhängig gemacht
wurde, daß ſich die Arbeitnehmerſchaft zu einer Verlänge-
rung der Arbeitszeit bereit fand, fühlten ſich die Arbeit-
nehmer gezwungen, die Wünſche der Unternehmer zu er-
füllen. Soweit auf die Frage rationeller Prduktion ſeitens
der Arbeitnehmervertreter überhaupt eingegangen wurde,
blieb es bei allgemeinen Wendungen über die notwendige
und leider bisher unterlaſſene Verbeſſerung des techniſchen
Apparates und der Organiſationen. Von Hunderttauſenden
wird die törichte Behauptung nachgeſprochen, daß die
deutſche Wirtſchaft in ihrer Geſamtheit während der letzten
Jahre techniſch und ökvnomiſch rückſtändig geworden ſei.
Ausländiſche Beſucher und auch deutſche Studien-Ausſchüſſe,
welche während der letzten Zeit Einblick in den Stand der
wirtſchaftlichen Technik anderer Länder genommen haben,
ſind der Ueberzeugung, daß die deutſche Wirtſchaft in ihrer
Geſamtheit durchaus „nicht beſonders rückſtändig“ ſei. Na-
türlich muß gefordert werden, daß die Ausdehnung der
Arbeitszeit der Unternehmerſchaft nicht den Anſporn nimmt,
techniſch und organiſatoriſch alle Anſtrengungen zur Hebung
der Produktivität unſerer Wirtſchaft zunichte zu machen.

Es erſcheint ziemlich problematiſch, was auf einem in-
ternationalen Arbeitszeitkongreß für die Verfechter des Acht-
ſtundentges in Deutſchland gewonnen werden kann. So-
lange ein ſolcher Kongreß nicht in der Lage iſt, die allge-
meinen wirtſchftlichen und finanziellen Bedingungen der
hauptſächlichen Wirtſchaftsvölker gleichförmig zu geſtalten,
ſolange kann ſeine Entſcheidung für uns nicht maßgebend ſein
Wir haben durch die Erträge unſerer Wirt
ſchaft ja nicht nur den Bedarf des eigenenVolkes, ſondern (uf dem Umwege über die
Reparationsverpflichtungen) auch einen

Beilage zu r. 44 des Merſeburger Tageblattes
Donnerstag, den 21. Februar 1924.

erheblichen Teil des Lebensunterhaltes an-derer Völker zu decken! Erſt wenn die Reparationsver-
pflichtungen von uns genommen ſind, können wir uns denje-
gen Grundſätzen unterwerfen, die auf einem internationalen
Kongreß für das Arbeitsmaß in allen Wirtſchaftsvölkern
aufgeſtellt werden ſollten. Es iſt bedauerlich, daß ſich im
Kampf um die Steigerung der Produktion die deutſchen Arbeit
nehmer in ihrer Mehrheit ls „Beſiegte“ fühlen. „Sieger“
ſind auch nicht die Unternehmer, ſondern die Vernunft
und der nationale Selbſtbehauptungswille un-
ſeres Volkes.

Die Auffaſſung der Reichsregierung
über die parlamentariſche Lage.

Berlin, 20. Februar. Zur der parlamentariſchen Lage
verlautet von gutunterrichteter Seite folgendes:

Die Reichsregierung hat von dem ihr durch das Er-
mächtigungsgeſetz erteilten Auftrag, durch unter ihrer eigenen
Verantwortung erteilte Verordnungen die Ruhe der poli-
tiſchen und wirtſchaftlichen Entwicklung zu gewährleiſten,
im Laufe der letzten Monate in zahlreichen Verordnungen
weitgehenden Gebrauch gemacht. Die Verordnungen ſind
ſchon bisher von der Preſſe teils zuſtimmend, teils mit
ſcharfer Kritik gewürdigt worden und es entſteht nunmehr
beim Wiederzuſammentritt des Reichstages ohne weiteres
die Frage, in welcher Form die geſchäftsordnungs mäßige
Behandlung der erlaſſenen Verordnungen im Reichstage
vor ſich gehen ſoll. Die Reichsregierung hat bei den geſtrigen
Beſprechungen mit den Parteiführern zum Ausdruck gebracht,
daß ſie nicht beabſichtige, in einer formellen Regierungs-
erklärung die von ihr ergriffenen Maßnahmen unter einheit-
lichen Geſichtspunkten darzuſtellen, ſondern ſie werde ſich
darauf beſchränken, auf die aus dem Hauſe eingehenden
Anträge wegen etwaiger Abänderungen oder Aufhebung
einzelner der erlaſſenen Verordnungen ſei es vor Beginn
ſei es nach Beginn der Erörterungen zu dieſen Anträgen
Stellung zu nehmen. Nach der Auffaſſung der Regierung
iſt nicht zu verkennen, daß zunächſt einmal die Kriti
an den erlaſſenen Verordnungen notwendig iſt. Um das Ziel,
der ruhigen wirtſchaftlichen Entwicklung unter allen Um-
ſtänden zu gewährleiſten, war es ſehr häufig notwendig,
die Verordnungen überaus raſch zu erlaſſen und ſie ſind
deshalb zum Teil, insbeſondere nach der formalö juriſtiſchen
Seite, nicht tadellos. Das Ziel des geſamten Verordnungs-
aufbaus war:

1. eine unbedingte Ruhe in der Entwicklung
ſoeben geſchaffenen wertbeſtändigen Währung;

2. die Errichtung eines Ausgleichs im Reichshaushalt/
ſelbſt unter Opferung vieler wichtiger Jntereſſen;

3. die ſachliche Vorbereitung der in Berlin ſtattfindenden
Sachverſtändigenkonferenz, wobei den Sachverſtändigen in
den einzelnen Verordnungen der Beweis erbracht werden
mußte, daß es Deutſchland mit der Sanierung ſeiner Wäh-
rung und ſeiner Finanzen bitterer Ernſt ſei. Mit der An-
erkennung der Verbeſſerungsbedürftigkeit einzelner Ver-
ordnungen iſt ohne weiteres gegeben, daß die Regierung ſich
nicht dagegen wendet, daß die Verörd nungen von den poli-
tiſchen Parteien beſprochen werden. Die Regierung wendet
ſich aber mit aller Energie gegen Schritte, die neue Unruhe
in das deutſche Wirtſchaftsleben oder gar in das geſamte
deutſche Volk tragen könnten. Reichskanzler Dr. Marr hat
deshalb geſtern den Parteiführern den dringenden Wunſch
der Reichsregierung zum Ausdruck gebracht, möglichſt keine

unſerer

Abänderungen oder keine Aufhebung beſtimmter Ver-
ordnungen zu beantragen. Nach dem Wortlaut des Er-
mächtigungsgeſetzes iſt juriſtiſch nur der Antrag auf Auf-
hebung möglich. Abänderungen können nur im Wege von
Jnitiativanträgen vor ſich gehen. Aber auch dieſe ſind
bedenklich, weil eine ſachliche Ausſprache über die ein-
zelnen Gebiete der Verordnungen, ſei es im Plenum, ſei es

auch in der Kommiſſion, nur Unruhe ſtiften kann. Die
Reichsregierung wird ſich deshalb auch der Behandlung
derartiger Anträge in der Kommiſſion mit allen Mitteln
widerſetzen, weil ſie eine Diskuſſion auch innerhalb der
Kommiſſion als eine Debatte zum Fenſter hinaus mit Rück
ſicht auf die kommenden Wahlen für untragbar hält. Sie
weiſt dabei ausdrücklich als Beiſpiel auf die Frage der
Aufwertung hin, worüber in eine Diskuſſion einzutreten
der 15er- Ausſchuß des Reichstags abgelehnt hat. Sollte
es der Reichsregierung nicht gelingen, gegenüber den ihr
verwerflich, gefährlich und undienlich erſcheinenden Abſichten
auf Erörterung ſolcher Anträge mit ihrem Widerſpruchdurchzudringen, ſo würde ſie ſich angeſichts der Wichtigkeit
der oben dargelegten Geſichtspunkte überlegen müſſen, welche
Konſequenzen ſie daraus im dringenden Intereſſe des Reiches
ziehen müßte. Dieſe ſcharfe Stellungnahme ſchließt nicht
aus, daß Abänderungen auf Grund vorſichtiger Fühlung-
nahme in interfraktionellen Beſprechungen mit der Re
gierung ſachlich möglich ſind, und dann auf Grund ſolcher
zur Annahme gelangender Jnitiativanträge, ohne beſon
deres Aufſehen zu erregen, im Reichstage erledigt werden
Auch hat die Reichsregierung nichts dagegen, daß nach
entſprechender Sicherung der augenblicklichen Wirtſchafts
und Währungsverhältniſſe in einigen Monaten einzelne der
Verordnungen abgeändert oder aufgehoben werden, wenn
ſich zeigt, daß ihre praktiſche Durchführung für die Ent
wicklung der Geſamtlage nicht zweckmäßig iſt. Die Regierung
macht dabei einen Unterſchied zwiſchen Verordnungen, die
als unbedingt lebenswichtig bezeichnet werden müſſen und
in denen gründſätzliche Aenderungen ausgeſchloſſen ſind und
ſolchen Verordnungen, die zwar im Geſamtrahmen des Ver-
ordnungsbaus unentbehrlich, aber in ihren Einzelhetten nicht
ſo weſentlich ſind, daß nicht eine Abänderung auf Grund von
Verſtändigung in einzelnen Fällen möglich wäre.

Die ſächſiſche Regierung
zur Aufhebung des Ausnahmezuſtandes.
Auf Anfrage über die Stellung der ſächſiſchen Regierung

zur Aufhebung des Ausnahmezuſtandes erhalten wir fol
genden amtlichen Beſcheid:

„Jn Sachſen lag eine Notwendigkeit, die Reichswehr
einzuſetzen, bisher nicht vor. Wenn kleinere Zwiſchenfälle
vorgekommen ſind, ſo hat ſtets die Polizei genügt, die Ruhe
wieder herzuſtellen. Die Polizei kann aber im Bedarfefalle
ebenſogut von der Regierung eingeſetzt werden, wie es bisher
vom Wehrkreiskommando geſchehen iſt.“

Dieſe dürftige Auskunft ſagt zwiſchen den Zeilen, daß
die Regierung mit der Aufhebung des Ausnahmezuſtandes
einverſtanden iſt. Unverſtändlich bleibt aber, weshalp die
Regierung noch einen Tag vor der Berliner Mitteilung
über die angekündigte Aufhebung des Ausnahmezuſtandes
einen Artikel verbreiten ließ, aus dem unzweideutig hervor
ging, daß ſie den Ausnahmezußand auf Hrund der letzten
Terrorakte der Kommuniſten noch als notwendig anſah
Feſt ſteht jedenfalls, daß eine Kabinettsſitzung in dieſer
Angelegenheit noch nicht ſtattgefunden. Juſtizmintiſter Bünger
läßt auf Anfrage ebenfalls erklären, daß er mit der Aus-
laſſung des Miniſterpräſidenten einverſtanden ſei.

Rach der entgegengeſetzten Stellungnahme der großen Ver-
bände und der bürgerlichen Parteien zu dieſer Frage iſt
damit zu rechnen, daß
die Große Koalition der erſten

ausgeſetzt
wird. Hätte Herr Heldt nur einen Teil der ſtaatsmänniſchen
Delikateſſe entfaltet, wie ſie zum Beiſpiel der Kultusminiſter
Dr. Kaiſer bei der Behandlung der „Hinkemann“- Affäre
bewieſen hat, dann wäre dieſer Zwiſchenfall ausgeblieben

ſchweren Belaſtungsprobe

Für eine Politik nach den Vorſchriften der Herren Arzt,
Liebmann und ihrer Preſſe iſt in Sachſen kein Raum
mehr. Die letzten Wahlen in den deutſchen Bundesſtaaten
und auch in Sachſen hätten doch die regierungsbereiten So-
zialdemokraten überzeugen müſſen, daß die Zeiten der un

er MillionengartenT J
Roman von Reinhold Ortmann.

(Nachdruck verboten.)

„Wieſo? Jch kann das alles noch nicht recht verſtehen.
„So will ich es Jhnen in Gottes Namen erklären. Zwi

ſchen Jhnen und mir gibt es ja längſt keine Berufsgeheim-
miſſe mehr. Frau von Rippler iſt, wie Sie vielleicht wiſſen,
von jeher etwas ſehr nun, ſagen wir: etwas ſehr vriginell
geweſen, und heute, mit ihren fünfundſiebzig Jahren, iſt
ſies mehr denn je. Sie ſtammt aus einer alten bäuerlichen
Familie, und ihr Vater war einer von den Glücklichen, denen
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aus ihren Kohl- und Kartoffelfeldern an der Peripherie der
Stadt über Nacht Hunderttauſende und Millionen wuchſen.
Jch würde mich nicht wundern, wenn das Fräulein Liebe-
now in der Kindheit noch mit bloßen Füßen herumgelaufen
wäre, jedenfalls hat die vornehme Erziehung, die ſie ſpäter
erhalten haben mag, die märkiſche Bauerntochter nicht mehr
ſonderlich ummodeln können. Sie redet noch heute, wie ihr
der Schnabel gewachſen iſt, und es geht keineswegs fürſtlich
in ihrem Hauſe zu. Jſt es doch ſchon wunderlich genug,
daß ſie es fertig bringt, mitten im vornehmſten und vom
üppigſten Leben erfüllten Teil der Millionenſtadt wie auf
dem Lande zu hauſen.“

„Es iſt offenbar Verrücktheit. Der Park, der nach vier
Seiten hin ihre kleine Villa umgibt, wäre als Bauterrain
unter Brüdern ſeine fünf Millionen wert.“

„Mehr, Kaska, viel mehr. Aber ſie hat bis jetzt noch
jedem die Tür gewieſen, der ihr mit Kaufangeboten gekom-
men iſt. Daß ſie ſich zu Lebzeiten nicht mehr von ihrem
Häuschen und ihrem verſchwenderiſchen Riefenpark trennt,
iſt gewiß. „Jch habe ohnedies mehr als genug zum Leben,“
ſagte ſie mir, „und das Geld, das in meinem Garten ſteckt,
iſt ja nicht verloren. Jedenfalls macht es mir ſo viel weniger
Beſchwerde, als wenn ich mich mit der Unterbringung und
Verwaltung von einigen weiteren Millionen zu plagen
höätte.“ Na, das iſt eben Geſchmackſache. Und vielleicht
iſt die Alte bei alledem klüger als ſie zu ſein ſcheint. Der
Zinsverluſt mag ſcheinbar enorm ſein. Aber es iſt nicht zu
vergeſſen, daß der Wert des unbebauten Terrains faſt mit
jedem Jahre gewaltig ſteigt. Und der lachende Erbe mag
ſich des Rieſenkapitals freuen, das ihm mit dem Millionen-
garten unangetaſtet zufällt.“

Nun war in die anſcheinend unbeweglichen
Bürovorſtehers doch ein Ausdruck hochgradiger
gekommen.

„Und dieſer lachende Erbe?
Aſſeſſor von Troskau ſein

Züge des
Spannung

Es ſoll doch nicht etwa der

Doktor Madelung nickte.
„Wenn er ſichs nicht ahnungslos ſelber verſcherzt ja.

Die geborene Liebenow heiratete in jungen Jahren einen
Rittergutsbeſitzer von Rippler, der ſehr frühzeitig ſtarb. Das
einzige Kind, das aus der kurzen Ehe hervorgegangen war,
folgte ihm bald nach. Und die Witwe hat allen ſpäteren
Heiratsanträgen, die gewiß in Fülle an ſie herantraten, ein
entſchiedenes Nein entgegengeſetzt. Wahrſcheinlich ſind die
Erfahrungen, die ſie mit dem verewigten Rippler gemacht
hatte, nicht ſehr ermutigend geweſen. Sie verkaufte das Rit-
tergut und kehrte auf den heimatlichen Boden zurück, an
dem ſie mit jeder Faſer ihres Herzens hängt. Sie hätte
natürlich eine Rolle in der Geſellſchaft ſpielen können; aber
ſie zog es vor, das Haus an der Platanenſtraße, das ſich
ihr plötzlich reich gewordener Vater mit greulichem Unge-
ſchmack hatte bauen laſſen, zu einer Einſiedelei zu machen.
Aus meinen jüngeren Jahren, die ich zum Teil in ihrer
Nachbarſchaft verlebte, erinnere ich mich noch des Geſpöttes,
das die in der Villa verkehrenden Leute herausforderten.
Es ſchienen durchweg die Genoſſen ihrer Kindheitstage zu
ſein. Einem von dieſen Jugendgefährten, einem halbblin-
den Muſikus, hat ſie ſogar jahre oder jahrzehntelang Ob-
dach in ihrem Hauſe gewährt. Und ſein Enkel, dem ſie ein
Atelier in ihrem Garten erbauen ließ, betreibt darin heute
noch die Bildhauerei.“

„Sind außer dem Herrn von
berechtigten Verwandten da?“

„Wohl kaum. Geſchwiſter hatte die Liebenow nicht, und
ſie ſagt, daß von ihrer Sippe nichts mehr am Leben iſt. Die
Familie ihres verſtorbenen Mannes hätte geſetzlich über-
haupt' keinen Anſpruch an das von ihr in die Ehe gebrachte
Vermögen. Sie kann letztwillig darüber verfügen, wie es
ihr gefällt. Wenn ſie es will, geht Troskau vollſtändig leer
aus.“

„Das Teſtament, das ſie jetzt zu ſeinen Gunſten gemacht
hat, kann alſo von keiner Seite angefochten werden

Troskau gar keine erb-

„So muß ich annehmen. Sie ſelbſt kann es natürlich
in jedem Augenblick umſtoßen oder ändern.“

„Aber ſie iſt fünfundſiebzig Jahre alt. Da bleibt ihr
für eine Sinnesänderung wohl nicht mehr viel Zeit.“

„Sie ſieht allerdings ſchon recht gebrechlich aus. Doch
darin lann man ſich täuſchen. Die märkiſchen Bauern ſind
ein knorriger, zäher Schlag. Daß ſie noch nicht die geringſte
Neigung verſpürt, zum Vergnügen anderer Leute in die
Grube zu fahren, hat ſie mir mit lachendem Munde ver-
ſichert.“

„Und in welchem perſönlichen Verhältnis ſteht ſie zum

„Jn gar keinem. Sie hat ihm ſchon vor drei Jahren
ihr Haus verboten, nachdem er zum zweiten Male gekommen
war, eine Generalbeichte ſeiner Schulden abzulegen und
Rettung aus dringendſter Not zu erflehen. Damals hat ſie
ihm eine ziemlich knapp bemeſſene jährliche Unterſtützung
ausgeſetzt und ihm erklärt, daß er darüber hinaus weder
zu ihren Lebzeiten noch nach ihrem Tode auch nur einen
Pfennig zu erwarten habe. Es ſollte offenbar eine erziehe
riſche Maßregel ſein, und ſie hält ſich nicht wenig auf ihren
vermeintlichen Erfolg zugute. Der Himmel mag wiſſen,
wie ſie zu dem Glauben gekommen iſt, daß Troskau jetzt
den Lebenswandel eines Muſterjünglings führt. Aber ſie
glaubt es nun einmal. Und wenn ihr nicht eines Tages
die Augen geöffnet werden, iſt er nach ihrem Tode ein
gemachter Mann.“

„Sie möchten alſo nicht, daß ihm die Erbſchaft entgeht?“
Die Frage war dem Rechtsanwalt ſichtlich unbequem.
„Jch? O, ich habe kein beſonderes Jntereſſe daran.

Jch kenne den Herrn Aſſeſſor ja noch gar nicht. Allerdings
ſehe ich nicht ein, weshalb der ſchöne Beſitz irgendeiner
reichen Stiftung oder gar einem wildfremden Erbſchleicher
zufallen ſollte. Und Belau ſchnitte ſich mit einem rückſichts-
loſen Vorgehen gegen den jungen Menſchen nur ins eigene
Fleiſch. Wenn Sie ein Mittel finden, ihn daran zu hindern,
ohne daß ich in den Verdacht gerate, meine Schweigepflicht,
verletzt zu haben, ſoll es mir angenehm ſein.“

„Jch will es verſuchen. Wenn Herr von Troskau von
nun an, wie ich vermute, in Jhrem Hauſe verkehrt, werden
Sie ihm natürlich einen entſprechenden Wink geben.“

„Nein, das werde ich nicht tun,“ erklärte Doktor Made-
lung ſehr entſchieden. „Es gibt gewiſſe Dinge, in denen ich
es mit meinen Berufspflichten ſehr genau nehme. Solltso
ich aus der perſönlichen Bekanntſchaft mit Troskau den
Eindruck gewinnen, daß es der Mühe wert iſt, ihn vor dem
Untergang zu bewahren, ſo bringe ich das wohl auf anderem
Wege zuſtande, als durch die Preisgabe des Teſtaments-
geheimniſſes.“

Es wurde abermals an die kleine Verbindungstür ge
klopft, und ein ſauberes junges Dienſtmädchen meldete, daß
das Abendeſſen angerichtet ſei. Doktor Madelung erhob
ſich ſofort.

Sie entſchuldigen mich, lieber Kaska! Jch bin hungrig
und ſehr müde.“

„Aber die Unterſchriften, Herr Doktor
bereit.“

Der Rechtsanwalt wehrte ab.

Es liegt allos

Neffen, dem der Millionengarten zugedacht iſt?“ (Fortſetzung folgt.)



Aus den Beſchlüſſen der Sachverſtändigen.
Paris, 20. Februar. Der „New York Herald“ behauptet

in der Lage zu ſein, über die bevorſtehenden Beſchlüſſe
der Sachverſtändigen Mitteilungen zu machen. Man hat
den Eindruck, daß er aus den Jnformationen ſchöpft, die
einer der amerikaniſchen Delegierten, vielleicht der General
Dawes, gemacht hat. Der Sachverſtändigenbericht wird
enthalten:

1. Die Gründung einer neuen Goldemiſſionsbank zuu
Aufſaugung der Renten- und Papiermark. Die neue deutſche
Währung wird durch die Goldreſerve der Reichsbank von
460 Millionen Goldmark, durch die in Deutſchland vor
handenen Guthaben, ſoweit ſie flüſſig ſind, ſowie durch
auswärtige Kapitalien gedeckt ſein. Die Sachverſtändigen
ſind überzeugt daß auswärtiges Kapital zur Genüge zur
Verfügung geſtellt wird, weil die neue Goldbank ein gutes
Geſchäft ſein wird.

2. Das deutſche Budget wird auf Goldbaſis ins
Gleichgewicht gebracht werden. Es wird beantragt, das Ruhr-
gebiet wirtſchaftlich dem Reiche zurückzuſtellen, ferner wird
ein zwei- bis dreijähriges Moratorium beantragt werden

3. Eine internationale Anleihe wird ausgegeben mit
Garantie durch die deutſchen Eiſenbahnen. Von dieſer An-
leihe wird Frankreich und Belgien einen Teil zur Deckung
ihrer dringendſten Bedürfniſſe zur Verfügung geſtellt werden.
Ueber dieſe Frage wird erſt entſchieden werden, ſobald derBericht der Eiſenkahnſachrerſändigen vorliegt, was bald
der Fall ſein ſoll. Deutſche Zeitungen ſprachen von einer
Anleihe von 10 Milliarden Goldmark. Die Ziffer iſt nicht
abſolut richtig, nähert ſich aber der wahrſcheinlichen, Be
ſondere Bedeutung legen die Sachverſtändigen der wirtſchaft-
lichen Rückſtellung des Ruhrgebietes an Deutſchland bei
dagegen kann die militäriſche und politiſche Kontrolle der
Ruhr durch Frankreich fortgeſetzt werden. Die Zollſchranke
zwiſchen dem beſetzten und unbeſetzten Deutſchland ſoll fallen
und die Eiſenbahn dem Reich zurückgegeben werden. Dafür
erhält Frankreich das Verſprechen, regelmäßige Repara-
tionszahlungen zu erhalten. Dieſes Verſprechen kann um
ſo leichter gegeben werden, als die neue Goldbank die Stabi-
lität der deutſchen Währung gewährleiſtet.

Während der Pariſer Beratungen wies der
der Reichsregierung nach, n
Goldgrundlage in einer gewiſſen Friſt ins Gleichgewicht
gebracht werden kann. Die Sachverſtändigen glauben übri-
gens, daß Deutſchland gewiſſe Reparationszahlungen tragen
könne, doch bedarf dieſe Angelegenheit noch weiterer Er-
örterung. Die Sachverſtändigen glauben, durch ihre Pläne

Vertreter
das deutſche Budget auf

teilungen über die Beratungen zu machen. Dr. Schacht habe
verſprochen, die Kredite der neuen Goldbank nur in großen
Abſchnitten auszugeben. Die dte würden 100 Gold-
mark betragen, aber die Schuldverſchreibungen der Bank
würden freien Umlauf haben und an die Stelle der Renten-

Auch der „Matin“ gibt vor, in der Lage zu ſein, Mit

mark treten. Ein Generalkontrolleur ſoll über Deutſchlands
Finanzen eingeſetzt werden Dieſer würde eine Anzahl
von Einnahmequellen des Reiches mit Beſchlag belegen,
die der Reichsregierung nur zur Verfügung geſtellt werden,
wenn ſie ſich verpflichtet, die Reichseinnahmen zu mehren,
die Ausgaben zu mindern und alle von dem Kontrolleur
verordneten Maßnahmen durchzuführen. Die engliſche Bot-
ſchaft in Berlin iſt für ein mehrjähriges Moratorium einge-
treten. Die Sachverſtändigen dürften aber erklären, das wäre
nur möglich, wenn Frankreich möglichſt, ſchnell Geld zur
Verfügung geſtellt würde. Von den belgiſchen Anregungen,
Alkohol- und Tabaksmonopole zu ſchaffen, halten die Sach-
verſtändigen wenig. Dagegen ſollen die Eiſenbahnen unbe-
dingt herangeholt werden. Die Eiſenbahnen im Ruhrgebiet
und in den Rheinlanden ſollen dem Reich zurückgeſtellt
werden, doch ſoll es möglich gemacht werden, daß die mili-
täriſche Kontrolle der Eiſenbahnen durch die Beſatzungsmächte
fortdauere. Die im Ruhrgebiet einkaſſierten Steuern und
Taxen werden dem Reich zurückgegeben. Aber in einer
gewiſſen Form ſoll die militäriſche Beſetzung des Ruhr-
gebietes fortdauern, damit ein Druck auf Deutſchland aub-
geübt werden könne, falls dieſes die Reparationen nicht
bezahlt, wofür in erſter Reihe die Steuern und Taxen aus
dem Ruhrgebiet herangezogen werden ſollen. Die Zölle
ſollen erhöht und der alliierten Kontrolle unterſtellt werden.
Die Sachverſtändigen glauben, daß eine Anleihe von 10--15
Milliarden Goldmark ausgegeben werden kann, auf die ſich
in allen Ländern Zieichner finden würden. Wenn alle
durch die in Frankreich ausgegebenen Schuldverſchreibungen
der nationalen Verteidigung oder durch die Anleihen des
Credit national zeichnen würden, ſo würde der franzöſiſche
Staatsſchatz ſofort eine Erleichterung fühlen. Jnduſtrie-
abmachungen, wie ſie Arnold Rechberg vorſchlug, ſcheinen
den Sachverſtändigen nicht empfehlenswert.

Deutſche Sachverſtändige in London.
Drahtmeldung unſeres Pariſer rt-Mitarbeiters.)

Paris, 19. Februar. Zwei deutſche Sachverſtändige be-
finden ſich gegenwärtig in London, um mit engliſchen Sach-
verſtändigen die Zahlung der 2bprozentigen Ausfuhrtaxe
zu erörtern, welche die Reichsregierung in dieſem Augenblick

würde weiteren Kürsſtürzen des franzöſiſchen Frank vor-
gebeugt

ablehnt. Es iſt nicht bekannt, welchen Verlauf die Be-
ratungen nehmen.

wmſchränkten Parteiwillkür auch in Sachſen vorüber ſind.
Selbſtverſtändlich iſt es nicht möglich, den Ausnahmezuſtand
ſo lange aufrechtzuerhalten, bis jegliche Unruhe ausgeſchloſſen
iſt. Das wird in einem ſo induſtriellen Staat wie Sachſen
mit einer von der radikalen Linken ſo maßlos verhetzten
Anhängerſchaft kaum jemals der Fall ſein. Der Ausnahme-
zuſtand würde dann um der öffentlichen Sicherheit willen
ein Dauerzuſtand ſein müſſen und dazu iſt ſchließläch
die Reichsverfaſſung nicht gemacht. Man muß ſich aber
klar darüber ſein, welche Vorteile heute der Ausnahme-
z uſtand dem Land bietet: Die Ruhe und Ordnung wird
aufrechterhalten von einer üb erparteilichen und gut-
geführten und durch Einrichtung der Hilfspolizei auf
volle Stärke aufgefüllten Polizei. Die Reichswehr iſt
nur Reſerve für außergewöhnliche Notfälle. Wenn man
dieſe Vorausſetzungen nach einer Aufhebung des Ausnahme-
zuſtandes weiterbeſtehen läßt, ſo wird die öffentliche Ruhe
und Ordnung in Sachſen keine Einbuße erleiden. Aber

gerade in dieſer Beziehung bedarf es noch gewiſſer
Sicherheiten.

Es ſteht alſo allein bei der ſächſiſchen Regierung, ob ſie

und Ordnung durch die Erhaltung einer innerlich und
äußerlich geſunden und genügend ſtarken Polizei feſtlegen
will. Nur eben daran hat es vor dem Ausnahmezuſtand,
gefehlt. Die Polizei war durch ihre Miniſter und Kom-
miſſare ein ſeitig partei politiſch eingeſtellt und zah-
lenmäßig viel zu ſchwach. Das ſächſiſche Volk in Jn-
duſtrie, Handel und Landwirtſchaft muß die Gewähr haben,
daß nach Aufhebung des Ausnahmezuſtandes die alte Schwäche
nicht wieder die Oberhand gewinnt. Was uns der Aus-
nahmezuſtand Gutes gebracht hat, muß über ihn hinaus
erhalten bleiben. Erſt wenn das ſicher iſt, können auch
wir uns mit dem Gedanken einer Aufhebung des Aus-
nahmezuſtandes befreunden.

Ueber die Vorberatungen zur Aufhebung des Aus-
nahmezuſtandes.

verlautet: Allem Anſchein nach iſt die Reichsregierung
nicht gewillt, den Ausnahmezuſtand ohne weiteres voll
kommen aufzuheben. Es beſteht vielmehr die Abſicht, einen
Uebergang zu ſchaffen, während deſſen ſozuſagen ein „Rumpf-
ausnahmezuſtand Geltung haben ſoll. Es handelt ſich
darum, ob gewiſſe vom Jnhaber der vollziehenden Gewald
kraft ſeiner Vollmachten getroffenen Maßnahmen einſtweilen
fortdauern ſollen, und welche gemilderte Form man etwa
dafür finden könnte. Jn Frage kommen in erſter Linie
Schutzhaft und Parteiverbote, die, wenn keine beſonderen
Anordnungen ergehen, mit dem Tage des Außerkrafttretens
des Ausnahmezuſtandes ſelbſttätig erlöſchen würden. Das
Reichskabinett hat ſich mit dieſen Fragen bereits be-
ſchäftigt.

Das völkiſche Programm der D. N, V. P.
Die Deutſchnationale Volkspartei teilt mit: Der völkiſche

Reichausſchuß der Deutſchnationalen Volkspartei hat am
17. Februar im Reichstag eine Vollſitzung abgehalten, die
aus allen Teilen des Reiches ſtark beſucht war. Nach An-
nahme der Leitſätze der völkiſchen Welt- und Staatsan-
ſchauung beſchäftigte ſich der Ausſchuß mit den Vorbereitun-
gen Hier Reichstagswahl und den Verhältniſſen zu den
anderen völkiſchen Gruppen. Folgende Entſchließung
wurde angenommen:

Die völkiſche Anſchauung iſt für die Politik der
Deutſchnationalen Volkspartei richtunggebend. Sie iſt

in unſerer Geſchichtbe und in der nordraſſiſchen und von
unſeren gemaniſchen Vorfahren überkommenen Eigenart
unſeres Volkes begründet. Der völkiſche Staat entwickelt
ſich mit dem Zuſammenwirken aller geſunden artgleichen
Kräfte unſeres Volkes und auf der bewußten Ablehnung
alles Fremdblütigen, Jüdiſchen und Fremdartigen in Poli-
tik, Kultur und Wirtſchaft. Entſchloſſenes Führertum und
perſönliche Verantwortung ſteht dem Maſſen- und Gleicht
heitswahn der weſtlichen Demokraten gegenüber.

Deshalb fordern wir:
J. Deutſchland iſt von Deutſchblütigen zu regieren. Die

öffentliche Verwaltung im Reich, Ländern und Gemeinden
iſt deutſch zu geſtalten.

2. Die deutſche Familie iſt von fremdraſſigen
Eindringlingen freizuh alten.3. Die deutſche Kultur iſt von fremdraſſiger Gedanken-
weht zu ſäubern. Rechtsleben, Wiſſenſchaft, Literatur und
Kunſt ſind rückſichtslos zu reinigen.

4. Die deutſche Wirtſchaft iſt auf der freien Ent-
faltung der Perſönlichkeit aufzubauen. Die Herr-
ſchaft des jüdiſchen Weltkapitals und die Reſte der marri-
ſtiſchen Wirtſchaft ſind zu beſeitigen und durch eine dem
deutſchvölkiſchen Charakter entſprechende völkiſchſoziale Wirt
ſchaftsreform mit Beteiligung des deutſchen Arbeiters am
Werk ſeines Fleißes zu erſetzen. Der bewährte völkiſch-
ſoziale Gedanke der Deutſchnationalen Volkspartei birgt
in ſich Befreiung, Arbeitsfrieden und Wohlſtſtand.

bin Brief bersners An Millerand

ſchuſſes Deutſcher Verbände, Mitglied des Reichstags, Frei-
herr von Lerſner hat an den Präſidenten der franzö-
ſiſchen Republik, Millerand folgenden Brief gerichtet:
„Herr Präſident der Reyublik! Sie haben beim Antritts-

empfang des Herrn Botſchafters von Horeſch in Jhrer Rede
den Satz gebraucht: „Durchaus friedlich hat die franzöſiſche
Demokratie an dem Tage, an dem ſie hierzu gezwungen
wurde, gezeigt, daß ſie zu allen Opfern bereit iſt, um mit
der eigenen Unabhängigkeit die Freiheit der Welt zu retten
Jhr heißeſter Wunſch iſt, daß eine ſo grauſame Prüfung

auf die Schuld Deutſchland und die Unſchuld
am Weltkriege iſt in ihrem Munde nichts anderes als eine
bewußte Unwahrheit. Während des Botſchafterempfanges
ſtand neben Jhnen Herr Miniſterpräſident Poincare, der
jahrelang als Miniſter und Präſident der franzöſiſchen Re-
publik kein höheres Ziel kannte als die Herbeiführung des
Krieges mit Deutſchland. „Die Herren Poincare, Delcaſſe,
Millerand und ihre Freunde haben die nationalſoziali-
ſtiſche, militariſtiſche und chauviniſtiſche Politik erfunden
und befolgt, deren Wiedererſtehen wir feſtgeſtellt haben.
Sie bildet eine Gefahr für Europa“ meldet am 16. Ja-
nuar 1914 der deutſchfeindliche belgiſche Geſandte in Paris
Baron Guillaume an ſeine Regierung! Jch hatte ſchon einmal,
genau vor vier Jahren, als Sie franzöſiſcher Miniſterpräſident
waren und ich Präſident der deutſchen Friedensdelegation,
Gelegenheit, an Sie zu ſchreiben. Genau wie ich damals
hre Auskieferungsnote Zurückwies, weiſe ich jetzt Jhrs
Lüge von der Schuld Deutſchlands und der Unſchuld Frank-
reichs am Kriege in aller Schärfe zurück. Genau wie in
zwiſchen die Prozeſſe in Leipzig, die auf Jhren Wunſch gegen
die ſogenannten „Kriegsrerbrecher“ angeſtrengt wurden, die
völlige Unhaltbarkeit Jhrer Anklage klar erwieſen, genau
ſo klar wird ein Prozeß die völlige Unhalltbarlleit der
Verſailler Schuldlüge beweiſen. Lückenlos veröffentlicht die
deutſche Regierung alle Botſchafterberichte und Regierungs-
inſtruktionen ſeit 1871. Die franzöſiſche Regierung verſteckt
ihr reiches Material und beharrt ebenſo wie Sie, Herr
Präſident der Revpublik, wider beſſeres Wiſſen auf der Ver-

Die

ſailler Schuldlüge. Deutſchland iſt bereit, ſich vor jedem
unparteiiſchen Gerichtshof der genaueſten Unterſuchung über
die Kriegsſchuld zu unterziehen. Wir fordern Sie auf,
daß auch Frankreich hierzu ſeine Bereitwilligkeit erklärt,
damit endlich die wahren Kriegsſchuldigen an den Pranger
kommen.“

Schwere litauiſche Grenzverletzung.
Königsberg i. Pr., 20. Februar, Ein kaum glaublicher

Vorfall, der von beteiligter Seite aber beſtätigt wird, hat
ſich an der oſtpreußiſchen Grenze zugetragen. Eine junge
Dame aus Königsberg. die ſich zum Beſuch auf einem
Gute im Kreiſe Pillkallen befand, wollte am Donnerstag auf
ein Nachbargut gehen. Die Grenze nach Litauen bildet
die Scheſchuppe. Jm Winter iſt auf dem Eiſe ein Fuß-
ſteig eingetreten, der von den Bewohnern beider Ufer ohne
Hindernis benutzt wird, da er den Weg am Ufer des
Flüßchens entlang abkürzt und außerdem auch bequemer iſt.

Als nun die junge Dame den Fußſteig benutzte, wurde
ſie von einem litauiſchen Wachtpoſten angehalten, der ihr
in litauiſcher Sprache Weiſungen erteilte. Da die Dame aber
kein Litauiſch verſtand, konnte ſie nicht feſtſtellen, was der
Poſten von ihr verlangte. Daraufhin wurde ſie von dem
Poſten mit dem Gewehrkolben geſtoßen, und außerdem gab
der Soldat zwei Schreckſchüſſe ab.

Die junge Dame ſuchte nun laufend das deutſche Ufer
zu erreichen, worauf der Soldat zwei ſcharfe Schüſſe

Aufforderung zur Unterſuchung der Kriegsſchulbdffrage durch
einen unparteiiſchen Gerichtshof.

Berlin, 19. Februar. Der Vorſitzende des Arbeitsaus-

ihr fernerhin erſpart bliebe“. Dieſe verſchleierte Anſpielung
Frankreichs

abgab, von denen der eine in den Erdboden ſchlug, der
andere aber den Oberſchenkel der Dame durchbohrte und den
Knochen zerſchmetterte. Ohne ſich um ſein Opfer
zu kümmern, ging der Soldat fort, ſo daß die ſchwerver-
wundete junge Dame etwa eineinhalb Stunden in hilf-
loſem Zuſtande liegen blieb.

Auf Reklamation des auf dem Gute ſtationierten deutſchen
Zollbeamten wurde ein litauiſcher Zollbeamter herbeigeholt
und feſtgeſtellt, daß überhaupt keinerlei Grenzüberſchreitung
vorlag, die aber auch in keinem Falle ein Vorgehen wie das
des litauiſchen Soldaten gerechtfertigt haben würde. Der
Poſten wurde entwaffnet und verhaftet.

Freie Einreiſe aus der Schweiz.
BVaſel, 20. Februar. Wie die Nationalzeitung meldet,

wird die deutſche Regierung im Laufe des Monats
März auf ein Einreiſeviſum im Verkehr von der Schweiz nach
Deutſchland gänzlich verzichten. Urſprünglich ſei nur eine
Erleichterung des Verkehrs vorgeſehen geweſen, daß Deutſch
land den Schweizern ein Jahresviſum zu einer Gebühr
von 10 Frank erteilen ſollte. Auf Drängen der Reichsbahn
habe ſich aber die Regierung zu einer noch weitergehenden
Erleichterung des Reiſeverkehrs entſchloſſen.

Die zahlungsunwillige Tſchechei-
Prag, 19. Februar. Wie in eingeweihten Kreiſen ver-

lautet, ſtehen die Verhandlungen der Tſchechoſlowakei wegen
Zahlung der 30 Milliarden Kronen Befreiungsbe. trag
der Tſchechoſlowakei nicht ſchlecht. Die Tſchechoſlowakei habe
angeblich bereits mit einigen Staaten Abkommen getroffen,
daß dieſe Staaten auf ihren Anteil verzichten. Mit den
übrigen intereſſierten Staaten werde noch weiter verhandelt.
Dr. Beneſch vertritt mit Nachdruck den Standpunkt, daß
die Frage der tſchechoſlwakiſchen Reparationsverpflichtungen
nur im Rahmen der Regelung der interalliierten
Schulden gelöſt werden kann. Der Miniſter iſt, was dieſe
Frage anlangt, ſehr zuverſichtlich.

Wann wird es Frühling
Der Kalender beſtimmt als den Termin des Frühlingsan-

fangs, d. h. der Frühlings-Tag und Nachtgleiche, den 21l.
März. Damit iſt aber nicht geſagt, daß ſich die Aufer
ſtehung in der Nacht ganz plötzlich vollzöge, die Erde aus
dem Winterſchlafe ſo erwache, wie der Menſch aus dem
nächtlichen Schlummer. Wie die verſchiedenen Boten des
Lenzes ſich langſam folgen, ſo wandelt ſich auch nur alk-
mählich der Winter zum Frühling. Der Volksmund
kündet mit Recht: „Fabian und Sebaſtian (20. Januar) läſſen
den Saft in die Bäume gahn'.“ Wenn man zu dieſer
Zeit einen jungen Ahornzweig abſchneidet, wird man voller
Staunen ſehen, daß bereits etwas Saft in ihm quillt.
Tor Tage nach dem Fabian-Sebaſtianstäge, än Päuli Be
Kehrungstage, pflegen die Feldhühner mit dem Bau ihrer
Neſter zu beginnen und dadurch den Beginn einer wärmeren
Jahreszeit anzukündigen. Und durch die entlaubten Wälder
geht ein dumpfes Rauſchen. Das iſt ein Vorbote des Mittel-
meerwindes, der, von den Bergen des Südens herabwehend,
den Lenz bringt. „Jn den ſüdlichen Gegenden Deutſchland
heißt es dann im Volksmunde: „Jn dieſer Nacht frißt
der Wolf den Schnee.““ Da ſich dieſe Veränderung meiſt
ſchon im Februar bemerkbar macht, wurde Jahrhundertelang
in der katholiſchen Kirche der 22, Februar (Petri Stuhlfeier)
als Frühlingsanfang bezeichnet. Hierauf nimmt der alte
Monatsvers Bezug: „Jn dieſem Monat der Lenz entſpringt.

Am St. Peter, wenn man die Meſſe ſingt.“ Später
wurde in einzelnen Gegenden der Matthiastag (21. Februar
als Termin für den Frühlingsanfang feſtgeſetzt. Damals
ſang die Kinderwelt: „St. Matthias bricht das Eis,
findet er keins, ſo macht er ſich eins anknüpfend an
eine Legende dieſes Heiligen, der an Stelle des Judas Jſcha-
rioth in der Reihe der Jünger getreten war und als Schirm-
herr der alten Stadt Goslar galt, wohin ſeine ſterblichen
Ueberreſte gebracht worden waren. Sie wurden, auf Be
fehl Kaiſer Lothars II. in zwei ſchwer-ſilbernen Särgen
beigeſetzt und alljährlich am 24. Februar, in feierlicher
Prozeſſion durch die Straßen getragen. Als die Träger
im Jahre 1100 in die Nähe des Nonnenberges kamen, überfiel
ſie Widukind von Wolfenbüttel mit ſeinen Anhängern und
verſuchte die Särge zu rauben. Schnell entſchloſſen warfen
die Mönche dieſe in den Stadtgraben, um ſie nicht in die
Hände der Räuber fallen zu laſſen. Eine Legende läßt nun
über dieſen Särgen, eine Eisdecke entſtehen, während eine
andere erzählt: Das Eis wäre dadurch geſchmolzen. Das
Sinnbild des ſchwankenden Wetters, das ſich Ende Februar
häufig beobachten läßt. Eine noch ſpätere Legende läßt
mit dem Sonntag Lätare den Frühling und das neue
Kirchenfahr anfangen. Der letzte Reſt der damals üblichen
„Frühlingsfeier“ erhielt ſich in dem hier und dort noch jetzt
bekannten „Todaustreiben“. Zivei junge Burſchen, als Win-
ter und Sommer verkleidet, tragen eine ausgeſchmückte Stroh-
puppe auf einer Stange durch die Ortſchaft das Sinnbild
des Todes, d. h. des Winters, um ſie dann zu verbrennen.,
unter dem Geſang: „Nun treiben wir den Tod hinaus,
von Berg und Tal, von Stadt und Haus, daß er nicht
wiederkommen mag.“

Das Finden des erſten Veilchens, das Nahen des erſten
Storches kündete den Alten ebenfalls den Lenz. Deshalb
wurden beide Ereigniſſe mit dem feierlichen „Blaſen vom
Turm“ begrüßt. Kurze Zeit galt auch der Gründonnerstag
als Frühlingsanfang, bis endlich der 21. März kalendermäßig
dazu geſtempelt wurde Aus dieſer Verſchiedenheit der
Frühlingsanfänge geht aber deutlich hervor, daß der Junker
Lenz nicht plötzlich erſcheint, ſondern daß verſchiedene Zeit-
punkte ſein Nahen melden. Darum erzählt auch eine alte
Legende, daß Gott drei Tropfen aus dem Brunnen des
Paradieſes nach und nach zur Erde gleiten laſſe, um ſie aus
dem Winterſchlafe zu wecken. Der große Tropfen zerrinne
in der Luft, um ſie lind und mild zu machen, der zweite
fiele ins Waſſer und ſchmölze ſeine Eisdecke, der dritte
dringe in die Erde und laſſe die Keime entfalten, auf daß
ſie aufs neue grünten und blühten. Mögen die drei
„Eisheiligen“ im Mai, die geſtrengen Herren Servatius, Pan-
kratius und Mamertus, auch gefürchtet bleiben, möge viel-
leicht ſogar in einzelnen Gegenden das Volkswort Recht be-
halten: „Ein deutſcher Mann von rechter Art trägt ſeinen
Pelz bis Himmelfahrt!“ der Lenz iſt ſchon früher er
ſchienen. Er ſendet ſeine Boten vom 20. Januar an, von
dem Tage, da der Saft in die Bäume geht.

Turnen, öpiel und sport,
F. C. Tepiitz 03 in Merſeburg.

Der am Sonntag bei unſerem V. f. L. zu Gaſt weilende
Teplitzer F. C. von 1903 hat folgende Mannſchaft ange-
meldet: Tor: Höfer; Verteidiger Weigelhofer,
Riedl; Läufer: Döhring, Banas, Blaha: Stürmer:
Haberſtroh, Bachmann, Haftel, Golze, Tampe. Faſt alle der
Namen ſind bekannt, V. f. L. wird alſo ſchwerſten Stand
haben.

Jntereſſe entgegen.
Auf jeden Fall ſieht man dem Treffen mit größtem
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